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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


(Nr. 7906.) Allerhöchſter Erlaß vom 23. Oktober 1871., betreffend den Tarif, nach welchem 
die Hafenabgaben zu Apenrade, im Kreiſe Apenrade, Regierungsbezirks 
Schleswig, vom 1. Januar 1872. ab bis auf Weiteres zu entrichten ſind. 


D. mittelſt Ihres gemeinſchaftlichen Berichts vom 15. Oktober d. J. Mir 
vorgelegten Tarif, nach welchem die Hafenabgaben in Apenrade, Regierungsbezirks 
Schleswig, vom 1. Januar 1872. ab bis auf Weiteres zu entrichten ſind, ſende 
Ich Ihnen von Mir vollzogen zur weiteren Veranlaſſung hierbei zurück. 
4 Dieſer Erlaß ift mit dem Tarife durch die Geſetz⸗Sammlung zu ver- 
öffentlichen. N 
Berlin, den 23. Oktober 1871. N . 
Wilhelm. 
5 Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 


Da r in, 


nach welchem die Hafenabgaben zu Apen rade, im Kreiſe Apenrade, 
Reegierungsbezirks Schleswig, vom 1. Januar 1872. ab bis auf Weiteres 
zu entrichten ſind. 
Vom 23. Oktober 1871. 


A. An Hafengeld wird entrichtet von Schiffsfahrzeugen: 
1) von drei De (ſechs Tonnen) Tragfähigkeit und darunter, wenn fie 


beladen ſind: 
beim Ein gangen. EIER 1 Sgr. 
7 a aan near 8 


für jedes Fahrzeug 
Anmerkung. Fahrzeuge der vorſtehend näher bezeichneten Art bleiben 
von der Abgabe befreit, wenn ſie beballaſtet oder leer ſind. 
8 2) von 


Jahrgang 1871. (Nr. 7906.) 6 


Ausgegeben zu Berlin den 21. November 1871. 


= si — 5 
2) von mehr als drei Laſten (ſechs Tonnen) bis zu einſchließlich zwanzig 
Laſten (vierzig Tonnen) Tragfähigkeit: 
a) wenn ſie beladen ſind: 


beit Einen... gerne ee nenesene dt 2 Sgr. 

Em Anse a nee: 2 
b) wenn ſie Ballaſt führen oder leer ſind: 

Den inan has an ser alt ante an Fe 1 Sgr. 

en f . 128 


für jede Laſt (jede zwei Tonnen) der Tragfähigkeit 
3) von mehr als zwanzig Laſten (vierzig Tonnen) Tragfähigkeit: 
a) wenn ſie beladen ſind: 


CCC 4 Sgr. 

i EL ale nn ee un, ai 4 
b) wenn ſie Ballaſt führen oder leer ſind: 

beim Eing ange. „ ede enen: . N er 2 Sgr. 

beim isgange ee . EA. R- e E. g 2 


für jede Laſt (jede zwei Tonnen) Tragfähigkeit. 


Ausnahmen. 

1) Schiffe von mehr als zwanzig Laſten (vierzig Tonnen) Tragfähigkeit, 
wenn ſie eine Fahrt zwiſchen Häfen des Deutſchen Bundesgebietes ohne 
Berührung fremder Häfen machen, entrichten nur die Hälfte der vor⸗ 
ſtehend unter 3 a. und b. feſtgeſetzten Abgabe. 

2) Schiffe, deren Ladung 5 

a) im Ganzen das Gewicht von vierzig Zentnern nicht überſteigt, oder 
b) ausſchließlich in Dachpfannen, Dachſchiefer, Cement, Bruch ⸗, 
Cement⸗, Granit⸗, Gips-, Kalk-, Mauer-, Pflaſter⸗ oder Ziegel⸗ 
fteinen aller Art, Drainröhren, Kreide, Thon- oder Pfeifen -Erde, 
Seegras, Sand, Brennholz, Torf, Steinkohlen, Kokes, rohem 
Schwefel, Salz, Bi und Stroh, Dachrath, Dünger, frifchen 
Fiſchen oder Eichenholz zum Schiffsbau beſteht, f 
haben das Hafengeld nur nach den Sätzen für Ballaſtſchiffe zu entrichten. 

3) Für Fahrzeuge, welche den Hafen zu Apenrade regelmäßig oder häufig 
im Jahre beſuchen, kann nach Wahl, anſtatt des tarifmäßigen Hafen⸗ 
geldes für jede einzelne Fahrt, eine jährliche Abfindung entrichtet werden, 
deren Höhe nach Beſchluß der ſtädtiſchen Kollegien mit Genehmigung 
der Regierung feſtzuſetzen bleibt. 


B. An Bohlwerksgeld 


wird entrichtet von allen Waaren, welche über die ſtädtiſchen Bohlwerke zu Lande 
gebracht, oder von denſelben aus verladen werden: 
1) für jede Laft (jede zwei Tonnen) der unter den Ausnahmen 2b. auf⸗ 
eführten Waaren e eee 1 Sgr. 6 Pf. 
2) für jede Laſt (jede zwei Tonnen) der übrigen Waaren. 2 85 
Us 


er rg 
Zuſätzliche Beſtimmungen. 


1) Soweit in dieſem Tarife die Schiffslaſt den Erhebungs⸗Maßſtab bildet, 
iſt darunter die Preußiſche Schiffslaſt zu 4000 Pfund ( zwei Tonnen) 
zu verſtehen. 

2) Bei Berechnung der Tragfähigkeit der Schiffe rückſichtlich der Hafen⸗ 
abgabe, ſowie bei Berechnung der Bohlwerks⸗Abgabe werden Bruchtheile 
von einer halben Laſt (einer et oder mehr für eine volle Laſt (volle 
5 gerechnet, kleinere Bruchtheile dagegen außer Berechnung 

elaſſen. 
; Bei Gütern, welche nicht nach Gewicht zu berechnen find, wie bei 
Holz, werden 2 Kubikmeter gleich einer Laſt (zwei Tonnen) gerechnet. 

3) Das abgabepflichtige Apenrader Hafengebiet umfaßt den unmittelbar 
vor der Stadt Apenrade belegenen Theil des Apenrader Meerbuſens 
und wird durch eine von der Mündung des die Apenrade⸗ Flensburger 
Chauſſee durchſchneidenden Baches Skellebeck bis nach der ſüdweſtlichſten 
Ecke der Jürgensgaarder Holzung gezogene gerade Linie begrenzt. 


Befreiungen. 


Von der Entrichtung der Hafen- und Bohlwerks-Abgaben find ſowohl 
für den Eingang als für den Ausgang befreit: 
1) alle Fahrzeuge, welche ohne Ladung in den Hafen einlaufen, um Fracht 
zu ſuchen, und den Hafen ohne Ladung wieder verlaſſen 
2) alle Fahrzeuge, welche wegen Seeſchadens oder anderer Unglücksfälle, 
ee Eisganges, Sturmes oder widriger Winde, ſowie alle Fahrzeuge, 
welche nur um Erkundigungen einzuziehen oder Orders in Empfang zu 
nehmen, in den Hafen einlaufen und denſelben, ohne Ladung gelöſcht 
oder eingenommen und ohne die Ladung ganz oder theilweiſe veräußert 
zu haben, wieder verlaſſen; 

3) Fahrzeuge von 20 Laſten (vierzig Tonnen) und weniger Tragfähigkeit, 
wenn ſie auf der Fahrt nach einem anderen Hafen des Deutſchen Bundes⸗ 
gebietes in den Apenrader Hafen lediglich zu dem Zweck einlaufen, um 
daſelbſt eine den zehnten Theil ihrer Tragfähigkeit nicht überſteigende 
Beiladung zu löſchen oder einzunehmen; 

4) Fahrzeuge, welche zur Hülfsleiſtung bei geſtrandeten oder in Noth befind⸗ 
lichen Schiffen aus- oder eingehen, wenn fie nicht zum Löſchen oder 
Bergen von Strandgütern verwendet werden; 

5) Leichterfahrzeuge, wenn die zu leichternden oder durch Leichter beladenen 
Schiffe ſelbſt die Hafenabgabe entrichten; 

6) Schiffsgefäße, welche Staatseigenthum find, oder lediglich für Staats⸗ 
rechnung Gegenſtände befördern, jedoch in letzterem Falle nur auf Vor⸗ 
zeigung von Freipäſſen / 

7) Lootſenfahrzeuge, ſoweit fie nur ihrem Zwecke gemäß benutzt werden; 
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IE 
8) offene Böte, welche zu den der Abgabe unterworfenen Schiffen gehören; 
9) Fahrzeuge, welche lediglich zur Fiſcherei benutzt werden; 
10) Dampfſchiffe, welche lediglich zur Paſſagierfahrt eingerichtet find und 
benutzt werden. 
Anhang. 


C. Lagergeld. 
An Lagergeld iſt zu entrichten: 

1) für Lagerhäuſer und Schauer, ſowie für andere feſte Plätze für den 

M A aan air — Rrhlr. 1 Sgr. 
2) für Sandlager für jedes Stück jährlich h Ir 
3) für jeden Badekarren jährliche [ü— “ Er 
4) für die temporäre Benutzung eines Platzes zur Auf⸗ 

lagerung von Zimmerholz, Steinen ꝛc. für den Qua⸗ 

dratmeter vierteljährlich E·•U[OU— — 9 1 


Anmerkung. Die zur Auflagerung von Bauholz für die Schiffswerften 


beſtimmten Lagerplätze, für die eine ſpezielle Vergütung kontraktlich 
feſtgeſetzt ift, find hier ausgenommen. f 
D. Werftgeld. 


An Werftgeld iſt zu entrichten für jedes Schiff, welches auf dem Hafen— 
Territorium der Stadt 


a) gebaut wird, für die Laſt (zwei Tonnenn 8 Sgr. 
b) gekielholt wird, - - - + F 2 
e) verzimmert wird . monatlich. 1 * 
Anm n Für die erſten 14 Tage wird in dem letzten Falle (e.) keine 
Abgabe entrichtet. 


E. Benutzung des Inventars. 
Täglich wird bezahlt: 


1) für Benutzung eines Prahmmd——ꝓpꝓ d Hel 12 Sgr. 
für die Benutzung deſſelben beim Kielholen jedoch nur...... 8 

2) für Benutzung eines Pechgrapen nennen. 2 

3) für die Benutzung eines Spille nnn 4 


Gegeben Berlin, den 23. Oktober 1871. 


d. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 
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r. 7907.) Allerhöchſter Erlaß vom 25. Oktober 1871., betreffend die Genehmigung eines 


zweiten Nachtrages zu dem Revidirten Reglement für die Feuerſozietät 
der Provinz Poſen vom 9. September 1863. 


Ai den Bericht vom 23. Oktober d. J. will Ich, in Folge des von dem 
16. Poſenſchen Provinziallandtage am 27. Juni d. J. gefaßten Beſchluſſes, 
dem beigefügten 
zweiten Nachtrage zu dem Revidirten Reglement für die Feuerſozietät 
der Provinz Poſen vom 9. September 1863. 
hierdurch Meine Genehmigung ertheilen. 
Dieſer Erlaß iſt nebſt dem Nachtrage durch die Geſetz-Sammlung zu 
veröffentlichen. 
Berlin, den 25. Oktober 1871. 


Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter des Innern. 


Zweiter Nachtrag 
a zu dem 


Revidirten Reglement fuͤr die Feuerſozietaͤt der Provinz Poſen vom 
9. September 1863. 


(Geſetz-Sammlung Seite 577, ff.) 


Der F. 44. des Reglements erhält folgenden Zuſatz: 

Wenn der Brand eines Gebäudes jedoch zu einer Zeit ſtattgefunden hat, 
während welcher an oder in demſelben eine bewegliche Dampfmaſchine (Lokomobile) 
im Betriebe geweſen iſt, und Seitens des Verſicherten nicht der Nachweis geführt 
wird, daß der Brand auf andere Weiſe als durch die Lokomobile entſtanden iſt, 
ſo ſoll zwar ein Anſpruch auf Rückgewähr gegen den Verſicherten wegen Ver⸗ 
ſchuldung nicht geltend gemacht werden. Die Direktion iſt jedoch in ſolchem 
Falle berechtigt, von der nach Vorſchrift des Abſchnitts VIII. des Reglements 
ermittelten Brandentſchädigung einen gewiſſen Betrag in Abzug zu bringen. 
Dieſer Betrag wird für das abgebrannte Gebäude, an oder in welchem die 
Lokomobile gearbeitet hat, wenn daſſelbe mit weicher Bedachung verſehen war, 
auf zwanzig Prozent, und wenn daſſelbe mit harter Bedachung verſehen war, 
auf zehn Prozent, für andere abgebrannte Gebäude auf demſelben Gehöfte 
hingegen, die von demſelben Feuer ergriffen wurden, je nachdem ſie weiche oder 
harte Bedachung hatten, auf zehn reſp. fünf Prozent der Entſchädigungsſumme 
hiermit feſtgeſetzt. 


Nr. 79077908.) (Nr, 7908.) 
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(Nr. 7908.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Hypothekenbriefe der 
i National - Hypotheken » Kreditgefellihaft, eingetragene Genoſſenſchaft zu 
Stettin. Vom 30. Oktober 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2. 


Nachdem die „National⸗Hypotheken⸗Kreditgeſellſchaft, eingetragene Genoſſen⸗ 
ſchaft zu Stettin“ den Nachweis ihrer auf Grund des beiliegenden Statuts vom 
x en und nach Maßgabe des Geſetzes vom 4. Juli 1868. (Bundesgeſetzbl. 
S. 415.) erfolgten Eintragung in das bei Unſerem See» und Handelsgerichte 
zu Stettin geführte Genoſſenſchafts⸗Regiſter, laufende Nummer 5., erbracht 
hat, wollen Wir der genannten Genoſſenſchaft in Gemäßheit des §. 2. des 
Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine 
Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten (Geſetz-Samml. S. 75.), 
durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Aus- 
gabe auf den Inhaber lautender, mit Zinskupons verſehener Hypothekenbriefe, 
wie ſolche in dem Statute näher bezeichnet und nach Vorſchrift deſſelben zu ver⸗ 
zinſen ſind, mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſes 
Hypothekenbriefes die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung der. 
ſelben nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. Es geſchieht dies 
jedoch mit der Maßgabe, daß — unter Aufhebung der Beſtimmungen im $. 14. 
Nr. 2. Alinea 2. und des letzten Satzes des $. 42. des Statuts: „dies darf 
aber“ u. ſ. w. — N 
die Gewährung kündbarer Darlehne einſchließlich der Erwerbung und 
Beleihung von eee nur auf Höhe 1) der baar ein⸗ 
gezahlten Geſchäftsantheile, unter Berückſichtigung der darauf geleiſteten 
Rückzahlungen, 2) von 66°; Prozent der eigentlichen Spareinlagen, 
und 3) desjenigen Betrages des Reſervefonds, welcher fünf Prozent der 
Ka are die Geſellſchaft beſtehenden Forderungen überfteigt, 
uläſſig iſt. 
a Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und durch welches für die Befriedigung der Inhaber der 
Hypothekenbriefe oder Zinskupons eine Gewährleiſtung Seitens des Staates 
nicht übernommen wird, iſt nebſt dem Statute der Genoſſenſchaft durch die 
Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. Daſſelbe erliſcht, und 
die Genoſſenſchaft ſoll zur Einlöſung der von ihr ausgegebenen Hypothekenbriefe 
gehalten ſein, ſobald Abänderungen des Geſellſchaftsvertrages ohne zuvor erlangte 
landesherrliche Genehmigung zur Eintragung in das Gedoſſenſchaftsregiſter an⸗ 
gemeldet werden. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 30. Oktober 1871. 


(J. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 
Sta⸗ 
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Statut 


der 
National⸗Hypotheken⸗Kreditgeſellſchaft, eingetragene Genoſſ enſchaft 
zu Stettin. 


I. Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 1. 
Unter der Firma: 
eee eee e „eingetragene Genoſſenſchaft zu 
tettin /, 
tritt auf Grund des Geſetzes, betreffend die privatrechtliche Stellung der Erwerbs⸗ 
und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vom 4. Juli 1868. (Bundesgeſetzblatt des Nord- 
deutſchen Bundes Nr. 24. von 1868.), mit dem Sitze in Stettin, auf un⸗ 
beſtimmte Zeit eine Geſellſchaft zuſammen, welche den Zweck hat, den Realkredit 
ihrer Mitglieder zu fördern, und zu dieſem Behufe insbeſondere auch auf den 
Inhaber lautende, von Seiten deſſelben unkündbare Hypothekenbriefe auszugeben. 


| $. 2. 
Die Geſellſchaft hat ihren Gerichtsſtand vor dem Königlichen Kreisgerichte 
zu Stettin. 8 3 


Alle Genoſſenſchafter haften für die Verbindlichkeiten der Geſellſchaft foli- 
dariſch und mit ihrem ganzen Vermögen nach Maßgabe des Geſetzes vom 
4. Juli 1868.“ 


* 6. 12. 
Inſoweit die Genoſſenſchaftsgläubiger aus dem Genoſſenſchaftsvermögen nicht be⸗ 
friedigt werden können, haften 92 alle Genoſſenſchafter, ohne daß dieſen die Einrede der 


Firma, Sitz 
und Zweck der 
Geſellſchaft. 


Gerichtsſtand. 


Solidarhaft. 


Par zuſteht, für die Ausfälle ſolidariſch und mit ihrem ganzen Vermögen. Dieſe 


Solidar 
Falle des Konkurſes die Vorausſetzungen des §. 51. vorliegen, oder wenn die Eröffnung des 


Konkurſes nicht erfolgen kann. 
51. 


Ueber das Vermögen der Genoſſenſchaft wird auch außer dem Falle des $ 48, der 
Konkurs (Falliment) eröffnet, ſobald fie ihre Zahlungen vor oder nach ihrer Auflöſung ein- 
geſtellt hat. Das Verfahren dabei beſtimmen die Landesgeſetze. 

Die Verpflichtung zur Anzeige der Zahlungseinſtellung liegt dem Vorſtande der Ge- 
noſſenſchaft und, wenn die Zahlungseinſtellung nach Auflöſung der Genoſſenſchaft eintritt, 
den Liquidatoren derſelben ob. Die Genoſſenſchaft wird durch den Vorſtand beziehungs⸗ 
weiſe die Liquidatoren vertreten. Dieſelben ſind perſönlich zu erſcheinen und Auskunft zu 

4. 


(Nr. 7908.) 


aft kann von einem Genoſſenſchaftsgläubiger nur geltend gemacht werden, wenn im 


Bekannt; 
machungen. 


DET * N ern 


r r 
e 


8. 4. 5 


Bekanntmachungen Seitens der Geſellſchaft ergehen unter ihrer Firma 
und können von dem Vorſtande oder von dem Aufſichtsrathe ausgehen; ſie gelten 


ertheilen in allen Fällen verpflichtet, in welchen dies für den Gemeinſchuldner ſelbſt vor— 
Feen iſt. Dieſelben ſind berechtigt, gegen jede angemeldete Forderung reg von 
em Vertreter (Kurator, Verwalter) der Konkursmaſſe Widerſpruch zu erheben. ieſer 
Widerſpruch hält die Feſtſtellung der Forderung im Konkurſe und ihre Befriedigung aus 
der Konkursmaſſe nicht auf. Ein Zwangsakkord (Konkordat) findet nicht ſtatt. 

Der Konkurs (Falliment) über das Genoſſenſchaftsvermögen zieht den Konkurs (Falli⸗ 
ment) über das Privatvermögen der einzelnen Genoſſenſchafter nicht nach ſich. Der Beſchluß 
über Eröffnung des Konkurſes (reſp. die Erklärung des Falliments) hat die Namen der 
ſolidariſch verhafteten Genoſſenſchafter nicht zu enthalten. Sobald der Konkurs (Falliment) 
beendet iſt, ſind die Gläubiger berechtigt, wegen des Ausfalles an ihren Forderungen, jedoch 
nur, wenn ſolche bei dem Konkursverfahren (Falliment) angemeldet und verifizirt ſind, ein⸗ 
ſchließlich Zinſen und Koſten, die einzelnen, ihnen ſolidariſch haftenden Genoſſenſchafter in 
Anſpruch zu nehmen. 

Die Genoſſenſchafter können, wenn ſie wegen ſolcher Ausfälle verklagt werden, nur 
gegen ſolche Forderungen 5 machen, bei welchen der oben erwähnte Wider— 
ahb alas 3.) von dem Vorſtande beziehungsweiſe den Liquidatoren vor der Verifikation 
erhoben iſt. 

ö F. 52. 

Nachdem das Konkursverfahren (Falliment) ſoweit gediehen iſt, daß der Schluf- 
vertheilungsplan feſtſteht, liegt dem Vorſtande ob, eine Berechnung (Vertheilungsplan) an- 
zufertigen, aus welcher ſich ergiebt, wieviel jeder Genoſſenſchafter zur Befriedigung der 
Gläubiger wegen der im Konkurs erlittenen Ausfälle beizutragen habe. Wird die Zahlung 
der Beiträge verweigert oder verzögert, ſo iſt der Vertheilungsplan von dem Vorſtande dem 
Konkursgerichte mit dem Antrage einzureichen: den Vertheilungsplan für vollſtreckbar zu er⸗ 
klären. Dem Antrag iſt eine Abſchrift oder ein Abdruck des Geſellſchaftsvertrages und ein 
Verzeichniß der Ausfälle der Gläubiger, ſowie der nach dem Plane zu einem Beitrage ver- 
pflichteten Genoſſenſchafter beizufügen. 

EN re $. 53. 

Bevor das Gericht über den Antrag Beſchluß faßt, find die Genofjenfchäfter mit 
ihren etwaigen Erinnerungen gegen den Plan in einem Termine zu hören. Mit bhaltung 
des Termins wird, wenn das Konkursgericht ein Kollegialgericht iſt, ein Mitglied des letz⸗ 
teren (Richter-Kommiſſar) beauftragt. Bei der Vorladung der Genoſſenſchafter iſt eine Mit- 
theilung des Plans nicht erforderlich; es genügt, daß derſelbe drei Tage vor dem Termine 
zur Einſicht der Genoſſenſchafter bei dem Gerichte offen liegt, und daß dies denſelben bei der 
Vorladung angezeigt wird. Von dem Termine iſt auch der Vorſtand in Kenntniß zu ſetzen. 
Die nochmalige Vorladung eines Betheiligten, welcher in dem Termine nicht erſcheint, iſt 
nicht erforderlich. Werden Erinnerungen erhoben, jo iſt das betreffende Sach- und Rechts⸗ 
verhältniß in dem Termine thunlichſt in ſoweit aufzuklären, als zur vorläufigen Beurtheilung 
der Erheblichkeit der Erinnerungen erforderlich iſt. 


F. 54. 

Nach Abſchluß des im F. 53. bezeichneten Verfahrens unterzieht das Gericht auf 
Grundlage der beigebrachten Schriftſtücke und der von dem Richter aufgenommenen Ver⸗ 
handlungen den Vertheilungsplan einer näheren Prüfung, berichtigt den Plan, ſoweit nötbig, 
und erläßt hierauf den Beſchluß, durch welchen derſelbe für vollſtreckbar erklärt wird. Das 
Gericht kann vor Abfaſſung des Beſchluſſes von dem Vorſtande jede nähere Aufklärung und 
die Beibringung der in dem Beſitz deſſelben befindlichen, zur Erledigung von Zweifeln dienen- 
den Urkunden fordern. für 


aber a Se 

für gehörig publizirt und haben die Kraft behändigter Erlaſſe, wenn ſie in den 
Königlich Preußiſchen Staatsanzeiger, ſowie in die Berliner Börſenzeitung, die 
3 Preußiſche Zeitung in Berlin und die Oſtſeezeitung in Stettin eingerückt 
werden. 


II. Abſchnitt. 
Mitglieder. 


6. 5. 
Die Mitgliedschaft wird durch ſchriftliche Anerkennung dieſes Statutes, 
Zeichnung mindeſtens eines Geſchäftsantheils und Erfüllung der beim Eintritte 
erforderlichen Zahlungsverbindlichkeiten ($. 9.) erlangt. 


Im Gebiete des Rheiniſchen Rechts wird der Beſchluß in der Rathskammer auf den 
lan eines Berichterſtatters gefaßt. Gegen den Beſchluß iſt ein Rechtsmittel nicht 
zuläſſig. 

F. 55. 

Eine Ausfertigung des Planes, ſowie des Beſchluſſes, durch welchen derſelbe für voll- 
ſtreckbar erklärt iſt, wird dem Vorſtande mitgetheilt. f 

Die Urſchrift oder eine zweite Ausfertigung iſt bei dem Gerichte zur Einſicht der 
„ offen zu legen; ſämmtliche Genoſſenſchafter find hiervon in Kenntniß 
zu ſetzen. 

Der Vorſtand iſt befugt und im Falle der Weigerung oder Zögerung verpflichtet, 
die Beiträge, welche nach dem für vollſtreckbar erklärten Vertheilungsplane von den einzelnen 
Genoſſenſchaftern zu zahlen ſind, im Wege der Exekution beitreiben zu laſſen. 


5 
ſt die Exekution gegen einzelne Genoſſenſchafter fruchtlos, ſo hat der Vorſtand den 
dadurch entſtehenden Ausfall in einem anzufertigenden neuen Plane unter die übrigen Ge— 
noſſenſchafter zu vertheilen. Das weitere Verfahren beſtimmt ſich nach den Vorſchriften der 
Sg. 52. bis 56. 
N F. 58. 
Der Vorſtand iſt zur Erhebung der von den Genoſſenſchaftern zu entrichtenden Bei⸗ 
träge berechtigt und zur beſtimmungsmäßigen Verwendung derſelben verpflichtet. 


$. 59. 

Wenn das Vermögen der Genoſſenſchaft zur Befriedigung der Gläubiger ſich als 
unzureichend erweift, ohne daß die Eröffnung des Konkurſes erfolgen kann ($. 12.), fo kom ⸗ 
men in Anſehung der Einziehung der zur Deckung der Ausfälle erforderlichen Beträge die 
Beſtimmungen der $$. 52. bis 58. in entſprechender Weiſe mit der Maßgabe zur Anwen- 
dung, daß an Stelle des Konkursgerichts das Gericht tritt, bei welchem die Genoſſenſchaft 
ihren allgemeinen Gerichtsſtand hatte. 


§. 62. 


Durch das in den $$. 52. bis 61. angeordnete Verfahren wird an dem Rechte der 
Genoſſenſchaftsgläubiger, wegen der an ihren Forderungen erlittenen Ausfälle die Genoſſen⸗ 
ſchafter ſolidariſch in Anſpruch zu nehmen, nichts geändert. g 
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Mitgliebſchaft. 


Die Mitgliedſchaft erliſcht: 
J) nach ſchriftlicher ſechsmonatlicher Kündigung, welche jedoch nur bis zum 
1. Juli jeden Jahres zuläſſig iſt, mit der Wirkung, daß der Austritt 
\ dann mit dem Schluſſe des Kalenderjahres erfolgt; 
2) durch Ausſchließung, welche auf Beſchluß des Aufſichtsrathes erfolgen kann: 
a) wenn ein Mitglied ſeine Verpflichtungen gegen die Geſellſchaft nicht 
erfüllt hat ($. 10.) 
b) wegen Verluſtes der bürgerlichen Ehrenrechte. 
Wenn der Austretende eine Schuld der Geſellſchaft gegenüber 
kontrahirt hat, darf der Austritt nur erfolgen, wenn dieſelbe abgezahlt iſt. 


$. 7. 
Durch den Tod eines Genoſſenſchafters erliſcht die Mitgliedſchaft nicht. 


III. Abſchnitt. 


Grundkapital. 
$. 8. 
Grundkapital. Das Grundkapital der Geſellſchaft wird durch die Geſchäftsantheile der 
Mitglieder gebildet. 
f 8 
Gefchäfts- Die Höhe jedes einzelnen Geſchäftsantheils beträgt 100 Rthlr., wovon 


entheile. mindeſtens 10 Prozent gleich mit der Beitrittserklärung und fernere 10 Prozent 
noch im Laufe desjenigen Jahres, in welchem der Beitritt erfolgt, eingezahlt 
werden müſſen. Die weiteren, ſpäteſtens am 1. Juli jeden Jahres zu leiſtenden 
Einzahlungen betragen alljährlich mindeſtens 20 Prozent. Es ſteht jedoch jedem 
Nitgliede frei, feine Geſchäftsantheile in beliebig kürzerer Zeit voll einzuzahlen. 
Eintrittsgeld. Außerdem zahlt jedes Mitglied bei der Aufnahme reſp. bei der Bethei⸗ 
ligung mit einem neuen Geſchäftsantheile einen einmaligen Verwaltungskoſten⸗ 
beitrag von zwei Thalern auf jeden Geſchäftsantheil. 


$. 10. 


Folgen Mitglieder, welche die ihnen nach $. 9. und F. 47. obliegenden Zahlungs. 
Enahlung verpflichtungen nach dreimaliger Aufforderung, mit je vier Wochen Friſt, nicht 
ber Geſchäfts erfüllen, find zur Zahlung von 6 Prozent Verzugszinſen vom Verfalltage an 

antheile. gerechnet und zur Entrichtung einer Konventionalſtrafe von 10 Prozent des rück 


ſtändigen Betrages verpflichtet; fie können ſtatt deſſen aber auch auf Beſchluß 
des 
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des Aufſichtsrathes von der Geſellſchaft ausgeſchloſſen und ihrer Anrechte aus 
der Zeichnung noch nicht voll eingezahlter Geſchäftsantheile und der geleiſteten 
Theilzahlungen zu Gunſten der Geſellſchaft verluſtig erklärt werden. 


F. 11. 


Jedes Mitglied kann mehrere Geſchäftsantheile erwerben; über jeden der⸗ Guthaben. 
ſelben wird ein beſonderes Guthabenbuch ausgefertigt. bücher. 


§. 12. 
Die Guthabenbücher ſind nur mit Genehmigung des Vorſtandes durch Uebertragbar- 
Ceſſion übertragbar. cbabenböcher. 
F. 13. ö 


Die Zurückzahlung voll geleiſteter Geſchäftsantheile kann nur dann ver⸗ Surächabfung 
langt werden, wenn das Mitglied aus der Geſellſchaft ausſcheidet ($- 6.). Wee 
Unvollſtändig eingezahlte Geſchäftsantheile können nicht zurückgefordert 


werden. 


IV. Abſchnitt. 
Geſchaͤftskreis. 


$. 14. 


Zur Erfüllung ihres Zweckes, ſowie zur Verwaltung des Genoſſenſchafts-⸗ Befugnife der 
vermögens, iſt die Geſellſchaft befugt: Geſelſchaſt, 
1) ihren Mitgliedern gegen Verpfändung von Grundſtücken reſp. Gebäuden 
unkündbare Darlehne durch Hypothekenbriefe oder baare Zahlung, künd⸗ 
bare Darlehne jedoch nur durch baare Zahlung zu gewähren; 


2) Darlehne und Spareinlagen anzunehmen, mit der Beſchränkung jedoch, 
daß die jederzeit rückzahlbaren Gelder nur unverzinslich, die Summe 
aber, welche in laufender Rechnung verzinſet, oder für welche verzind- 
liche, auf beftimmte Namen ausgeftellte Verſchreibungen ausgegeben 
werden, nur unter Feſtſetzung einer mindeſtens vierwöchentlichen Kündi⸗ 
gungsfriſt angenommen werden dürfen. 

Darlehne und Spareinlagen dürfen nur bis zu zwei Drittheilen 
ihres Geſammtbetrages nach Maßgabe des $. 15. in kündbaren Hypo⸗ 
theken angelegt oder zur Beleihung und Erwerbung von Hypotheken- 
forderungen verwendet werden; 


3) für ihre Mitglieder An- und Verkäufe ihrer eigenen Schuldverſchreibungen, 
von Werthpapieren und Hypotheken- Obligationen, auch An, und Ver 
käufe und Verpachtungen von Grundſtücken, ſowie Kontrahirung von 
Hypothekendarlehnen gegen Provifion zu vermitteln; 
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4) für ihre Mitglieder hypothekariſche Schuldverſchreibungen in Verwahrung 
zu nehmen, ſowie die Einziehung und Auszahlung von Kapital und Zins 
gegen Proviſion zu übernehmen; 


5) für ihre Mitglieder eine Hypotheken⸗Tilgungskaſſe einzurichten, welche die 
ſucceſſive Abtragung derjenigen Hypothekenforderungen zum Zwecke hat, 
die nicht der Geſellſchaft, ſondern dritten Perſonen zuſtehen; 


außer den etwa für Verwaltungszwecke nöthigen Gebäuden, auch zur 
Sicherſtellung hypothekariſcher Forderungen, unbewegliches Eigenthum 
zu erwerben, vermiethen, verpachten, bewirthſchaften, veräußern oder zu 
verpfänden; 


unter Enthaltung von allen Spekulationsgeſchäften die disponiblen 
Gelder der Geſellſchaft durch Diskontirung, Kauf oder Beleihung von 
Wechſeln ihrer Mitglieder mit höchſtens drei Monaten Verfallzeit und 
mindeſtens zwei guten Unterſchriften oder mit einer Unterſchrift und 
Hinterlegung von Fauſtpfändern nach den Prinzipien der Preußiſchen 
Bank, durch Beleihung oder Erwerb von Werthpapieren und ſicher be- 
fundenen, d. h. innerhalb der im $. 15. für kündbare Darlehne gezo⸗ 
genen Beleihungsgrenze eingetragenen Hypothekenforderungen, ſowie Be- 
leihung von Rohprodukten, ferner auch durch Guthaben bei Banken und 
Bankhäuſern nutzbar zu machen; 


8) erworbene Werthpapiere und verfallene Rohprodukte wieder zu verpfänden 
oder zu veräußern; 


9) Zweiganſtalten und Agenturen zum Betriebe ihrer Geſchäfte zu errichten. 


6 


— 


2 
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V. Abſchnitt. 
Grundbedingungen der Hypothekenbeleihung. 


$. 15. 
Bedingungen Hypothekariſch beliehen wird nur der innerhalb des Preußiſchen Staates 
Aährung den belegene ländliche und ſtädtiſche Grundbeſtz. 
5 5 Es werden 
A. unkündbare, 
B. kündbare 


Darlehne gewährt. Erſtere werden im Wege allmäliger Amortiſation, letztere, 

fo lange eine Kündigung nicht erfolgt, durch Annuitäten (Jahreszahlungen) und 

nach erfolgter Kündigung durch Baarzahlung des noch nicht amortiſirten Reſt— 
kapitals getilgt. 

Einer jeden Beleihung geht die Werthsermittelung des betreffenden Grund— 

ſtückes voran. Die Normen der ſpeziellen Ermittelung der Beleihungsgrenze 

inner⸗ 
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ae des unten beftimmten Umfanges werden von dem Aufſichtsrathe feft- 
geſtellt. 


A. Beleihung mit unkündbaren Darlehnen. 
Die Beleihung der Grundſtücke mit unkündbaren Darlehnen geſchieht nach 


der Wahl des Vorſtandes entweder in Hypothekenbriefen der Geſellſchaft oder 
in baarem Gelde. Der Zinsfuß wird nach $. 18. regulitt. 


Für die Beleihungsgrenze gelten folgende Grundſaͤtze: 


a) bei Liegenſchaften erſtreckt ſich die Beleihungsgrenze zwiſchen dem zwölf⸗ 


b 


— 


und dem vierundzwanzigfachen Betrage des Grundſteuer-Reinertrages, 
wie en der Grundſteuer⸗Klaſſifikationstarif des betreffenden Kreiſes 
angiebt. 

Regulirt wird die Beleihungsgrenze in jedem einzelnen Falle 
nach der Kulturart, nach der Bodenklaſſe, nach dem vorgefundenen 
Kulturzuſtande, nach der Arrondirung des Grundſtückes, ſowie nach der 
Entfernung vom Abſatzorte. f 

Von dem hiernach ermittelten Werthe wird in Abzug gebracht 
der zwanzigfache Betrag der auf dem Grundſtücke haftenden beſtändigen 
Abgaben und Laſten an den Staat, an die geiſtlichen Inſtitute und 
an die Kommune (Kreis und Ort), ſowie der etwanigen Servitute oder 
Renten an Kommunen oder Private. 

Die Naturalabgaben werden nach dem vierzehnjährigen Durch⸗ 
ſchnittspreiſe des Kreiſes und Servitute nach Schätzung Sachverſtän⸗ 
diger in baarem Gelde berechnet; 
bei ſtädtiſchen Gebäuden findet eine unkündbare Beleihung ſtatt, je nach 
Lage, Bauart und baulichem Zuſtande derſelben, bis zum halben Feuer⸗ 
kaſſenwerthe, abzüglich des zwanzigfachen Betrages der beſtändigen Laſten 
und Abgaben an den Staat, an die geistlichen Inſtitute und der Kom⸗ 
munalabgaben und Laſten nach dem Durchſchnitte der letzten ſechs Jahre. 

Naturalabgaben werden nach dem vierzehnjährigen Durchſchnitts⸗ 
preiſe des Kreiſes zu Gelde gerechnet. 

Städtiſche Gebäude in ſchlechtem baulichen Zuſtande werden gar 
nicht und neu aufgeführte Gebäude nur dann beliehen, wenn dieſelben 
mindeſtens drei Jahre benutzt ſind. 

Sind mit einem ſtädtiſchen Gebäude Liegenſchaften verbunden, ſo 
wird die Beleihungsgrenze nach a. und b. zuſammen beſtimmt. 


B. Beleihung mit kündbaren Darlehnen. 
Die Beleihung der Grundſtücke mit kündbaren Darlehnen geſchieht nur 


durch baares Geld. 
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Unkündbare 


Darlehne. 


Beleihun 
grenze fle 
unkündbare 
Darlehne. 


Kündbare 
Darlehne, 
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Der Zinsfuß iſt in der Regel 5 Prozent jährlich, jedoch bleibt es dem Auf⸗ 
ſichtsrathe überlaſſen, nach Lage des Geldmarktes, einen höheren oder niederen 
Zinsfuß feſtzuſetzen. 

Die Kündigungsfriſt iſt eine ſechsmonatliche. 


N 


eg Für die Beleihungsgrenze gelten nachfolgende Grundſätze: 
Halen a) bei Liegenſchaften erfolgt ein Zuſchlag zu A. a. bis zum halben Feuer⸗ 


kaſſenwerthe der zu dem Grundſtücke gehörigen Baulichkeiten, voraus⸗ 
geſetzt, daß ſich dieſelben in gutem baulichen Zuſtande befinden. Dieſer 
Zuſchlag darf aber nicht 25 Prozent des für unkündbare Darlehne feſtge— 
ſetzten Betrages überſteigen 

b) bei ſtädtiſchen Gebäuden erfolgt ein Zuſchlag zu A. b. bis zu 50 Prozent der 
dort ermittelten Beleihungsgrenze. 


$. 16. 
Erfordernisse Dasjenige Mitglied, welches die Bewilligung eines e e dag 
auf Beten, nachſucht, hat ſeinen Antrag bei dem Vorſtande unter Angabe der Höhe des 


gewünſchten Kapitals und der Stelle, welche daſſelbe im Hypothekenbuche ein⸗ 
nehmen ſoll, einzureichen und zunächſt folgende Bedingungen zu erfüllen: 

a) eine nicht rückzahlbare Antragsgebühr von zwei Thalern und einen eben⸗ 
falls nicht rückzahlbaren Verwaltungskoſtenbeitrag von 15 Silbergroſchen, 
von je 1000 Thalern der geſuchten Summe, zu entrichten, ſowie eine 
von dem Vorſtande zu beſtimmende Prüfungsgebühr zu deponiren; 

b) dieſe Prüfungsgebühr wird beſonders verrechnet und der Ueberſchuß dem 
Antragſteller zurückerſtattet, die Mehrkoſten werden von demſelben ein- 
gezogen. Daher hat der Antragſteller ſich durch einen Revers zu ver- 
pflichten, ſämmtliche Prüfungskoſten zu bezahlen, gleichviel ob das 
Darlehn bewilligt wird oder nicht; 

c) der Antragſteller hat mit dem Antrage einzureichen: 

1) den neueſten Hypothekenſchein pro informatione, 
2) einen beglaubigten Auszug aus der Grundſteuer⸗Mutterrolle, 
3) einen beglaubigten Auszug aus der Gebäudeſteuerrolle, 
4) ein Atteſt der Kreiskaſſe darüber, ob und wie hoch das Grundſtück 
mit Renten aller Art belaſtet iſt, 
5) ein Atteſt des Paſtors über die Abgaben an die geiſtlichen Inſtitute, 
6) 50 beglaubigte Abſchrift des Feuerverſicherungs-Kataſters reſp. der 
olize, 
7) ein Verzeichniß des eigenthümlich vorhandenen lebenden Inventariums, 
8) ein Verzeichniß des eigenthümlich vorhandenen, hauptſächlichſten 
todten Inventariums. 
d) Wenn 
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N d) Wenn es ſich um ein Darlehn in Hypothekenbriefen handelt, fo hat der Emiffien von 
Antragfteller zu erklären, ob er das Darlehn in 4-, 435 oder öprozentigen e 6 
Hypothekenbriefen zu haben wünſcht. ; 3 


$. 17. 


Der Vorſtand entſcheidet auf die eingehenden Anträge, ohne Angabe von Bewilligung 
Gründen. Gegen dieſe Entſcheidung iſt der Rekurs an den Aufſichtsrath zu. ven Darkehnen. 
läſſig, bei deſſen Beſtimmung es verbleibt. 

Ueber die Abweiſung von Anträgen muß jeder Beamte der Geſellſchaft, 
bei Strafe ſofortiger Entlaſſung, unverbrüchliches Schweigen beobachten. 

Hypothekariſche Darlehne unter 500 Thaler werden nicht gewährt. 


$. 18. 
Wird ein Darlehn bewilligt, ſo iſt der Empfänger verpflichtet: Pflichten des 


Darlehns⸗ 
a) das Kapital bei unkündbaren Darlehnen nach dem Zinsfuße der erhaltenen aher 
Hypothekenbriefe mit 4 reſp. 44 oder 5 Prozent, bei Empfang des See 
Kapitals in baarem Gelde — unkündbare ſowohl als kündbare Dar⸗ 
lehne — in der Regel mit 5 Prozent jährlich, in halbjährlichen Raten 
am 24. Juni reſp. am 24. Dezember postnumerando zu verzinſen; 


b) das Kapital durch ununterbrochene Amortiſation reſp. Annuitäten von Amortijation. 
jährlich 3 . deſſelben zu tilgen und zwar postnumerando in 
halbjährlichen Raten und Terminen wie bei a.; e 


e) zur fortlaufenden Zahlung eines Beitrages zu den Verwaltungskoſten Verwaltungs. 
von 2 Prozent des Darlehns, welcher praenumerando in halbjährlichen boten. Beitrag 
Raten und Terminen wie bei a. zu entrichten iſt. ö 

Eine ſpätere Herabſetzung dieſes Verwaltungskoſten⸗Beitrages bleibt 
dem Ermeſſen des Aufſichtsrathes vorbehalten 


d) die ſtipulirten Zinſen und die Amortiſationsquoten, ſowie den Beitrag zu 
den Verwaltungskoſten, von der ganzen urſprünglichen Darlehnsſumme ſo 
lange zu entrichten, bis die ganze Schuld getilgt iſt 


e) zur Berichtigung der Stempel⸗ und Ausfertigungskoſten für die Hypo- Stempel und 
thekenbriefe, wenn das Darlehn in ſolchen gegeben wird, e 
ee 

tiefe, 


f) der Empfänger iſt ferner verpflichtet, bei nicht prompter Zahlung der Verzugszinfen 
Zinſen, der Amortiſationsquoten, der Verwaltungsbeiträge, oder der been 
Koſten aller Art 6 Prozent Verzugszinſen und 10 Prozent der rückſtän⸗ Fr 
digen Beträge als Konventionalſtrafe zu zahlen; 
für Kapital, Zinſen, Amortiſationsquoten, Verzugszinſen und entſtehende Supotbeten 

5 Koſten ale Art inkl. der außergerichtlichen, 10 85 een be, beſtellung. 
das Streitobjekt mag über oder unter 50 Thaler betragen, desgleichen 
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Beitritt zur 
Sypothelen- 


Vlgungskaſſe. 


Verſtärkung 
des Reſerve⸗ 
und Amorti⸗ 
ſationsfonds 
bei kündbaren 
Oarlehnen. 


Verſtcherungs 
verpflichtung. 


— N. 
für ſeine ſämmtlichen ſtatutenmäßigen Verpflichtungen mit Einſchluß der 
der Geſellſchaft erwachſenden Auslagen jeder Art, mit dem Grundſtücke 
Hypothek zu beſtellen; 

h) wegen der dem bewilligten Kapitale etwa vorſtehenden Hypothekenſchulden, 
ſoweit er nicht bereits anderweitig zur Amortiſation derſelben verpflichtet 
ift, der Hypotheken⸗Tilgungskaſſe beizutreten, wovon jedoch der Aufſichts⸗ 
rath Ausnahmen geſtatten kann; 


i) für kündbare Darlehne hat der Darlehnsnehmer außer den ihm nach 
vorſtehenden Beſtimmungen obliegenden Verpflichtungen jährlich 
1) 4 Prozent zum Reſervefonds, 
2) 4 Prozent zum Amortiſationsfonds 
in halbjährlichen Raten und Terminen, wie bei a., postnumerando zu 
entrichten 


k) für unkündbare Darlehne auf ſtädtiſche Gebäude bei Empfang derſelben 
ein für alle Mal 3 Prozent und für kündbare 1 Prozent der Darlehns⸗ 
ſumme in den Reſervefonds zu zahlen. 


Dieſe ſämmtlichen Verpflichtungen find in die betreffende Schuldverſchrei⸗ 
bung mit aufzunehmen. 


$. 19. 


Der Darlehnsſchuldner iſt verpflichtet, bis zur gänzlichen Tilgung der 
Schuld die auf dem beliehenen Grundſtücke vorhandenen oder ſpäter errichteten 
Gebäude, ebenſo bei ländlichen Grundſtücken lebendes und todtes Inventarium 
ſowie die Ernte, mit der höchſten zuläſſigen Summe gegen Brandſchaden und 
die Saaten gegen Hagelſchaden bei denjenigen Geſellſchaften zu verſichern, welche 
von dem Vorſtande bezeichnet werden. 

Von vorſtehender, die Feuerverſicherung betreffender Bedingung iſt Abſtand 
zu nehmen, wenn der Beſitzer durch andere Verhältniſſe verpflichtet iſt, feine Ge⸗ 
bäude z. B. bei der Land⸗Feuerſozietät oder bei ſtädtiſchen Anſtalten zu verſichern, 
und wenn mit anderen Feuerverſicherungs⸗Anſtalten das Abkommen getroffen 
werden kann, daß bei Feuerſchäden an Gebäuden die etwanigen Feuer-⸗Entſchädi⸗ 
gungsgelder bis zur Höhe der der Genoſſenſchaft zuſtehenden Hypothekenforderung 
ihr unter allen Umſtaͤnden verpfändet werden und zwar theilweiſe reſp. ganz ſo 
lange, bis das Gebäude theilweiſe reſp. ganz wieder hergeſtellt iſt und zwei ver⸗ 
eidigte Sachverſtändige erklären, daß der Bau ſolide ausgeführt, die ſtatuten⸗ 
mäßige Sicherheit für das Darlehn vorhanden, und ſobald der Nachweis geführt 
iſt, daß das Gebäude gegen Feuerſchaden verſichert iſt. 

Will der Beſchädigte das Gebäude in Jahr und Tag nicht wieder her⸗ 
ſtellen, fo wird ihm das betreffende Darlehn gekündigt, und die Geſellſchaft hat 
das Recht, ſich an der deponirten Feuer-Entſchadigungsſumme ſchadlos zu halten. 

Die Verſicherung reſp. deren Prolongation muß gegen Feuerſchaden vier 
Wochen vor Ablauf derſelben, und gegen Hagelſchaden innerhalb der . 

or⸗ 


N 


fi Vorſtande a ee Zeit nachgewieſen werden. Verſäumt der Darlehns⸗ 
ſchuldner den Nachweis der Verſicherung, reſp. Prolongation, fo iſt der Vorſtand 
berechtigt, auf Koſten des Schuldners die Verſicherung zu bewirken. 


F. 20. 


Der Vorſtand iſt berechtigt, durch Einſicht der Steuerrolle und durch Er- Sicherheits 
mittelung des zeitigen Werthes des Pfandobjekts auf Koſten der Geſellſchaft Nabe 
feſtſtellen zu laſßen „ob das beliehene Grundſtück noch die genügende Sicherheit 
gewährt. Zu dem Ende iſt derſelbe berechtigt, bei ländlichen Grundſtücken von 
dem Schuldner die Führung wahrheitsgemäßer Bücher über Düngung, Ausſaat, 

Ernte, lebendes und todtes Inventarium, deren Einſicht dem Beauftragten des 
Vorſtandes zuſteht, zu verlangen. 


Bei ſtädtiſchen Grundſtücken, welche von der Geſellſchaft beliehen ſind, muß 
der Beſitzer, wenn er beabſichtigt, Gebäude ganz oder theilweiſe abzubrechen, oder 
weſentlich zu verändern, dem Vorſtande hiervon Anzeige machen. Der Vorſtand 
beſtimmt, ob das Darlehn ganz oder theilweiſe vor dem Abbruche zurückgezahlt 
werden ſoll, oder ob es genügt, daß Schuldner eine dem Werthe des abzubre⸗ 
chenden oder zu verändernden Gebäudes entſprechende, von dem Vorſtande feſt⸗ 
zuſetzende Kaution ſtellt, welche bis zur Vollendung des Baues, bis zum Nach⸗ 
weiſe der Verſicherung gegen Feuersgefahr und bis durch vereidigte Sachverſtändige 
ermittelt iſt, daß die ſtatutenmäßige Sicherheit ſür das Darlehn nicht vermindert 
iſt, in der Geſellſchaftskaſſe deponirt bleibt. 


8. 21. 


Wird ein Grundſtück theilweiſe veräußert, jo wird durch dieſen theilweiſen Beſtzwechſel 

Eigenthumswechſel an der beſtehenden perſönlichen Verbindlichkeit des urſprüng⸗ 
lichen Beſitzers durchaus nichts geändert. Tritt ein ungetheilter Beſitzwechſel ein, 
ſo dauert die perſönliche Verbindlichkeit des früheren Eigenthümers bis dahin 
fort, daß der neue Eigenthümer der Genoſſenſchaft beigetreten iſt und die perſön⸗ 
liche Haftung für die beſtehende Hypothekenſchuld übernommen und auf Grund 
dieſer Erklärung die Genoſſenſchaft den Vorbeſitzer ausdrücklich aus ſeiner perſön⸗ 
lichen Verbindlichkeit entlaſſen hat. 


$. 22. 


Der Hypothekenſchuldner muß dem Vorſtande ſchriftlich eine Adreſſe inner- Adreſe des 
halb des Preußiſchen Staates anzeigen, unter welcher die Zuſtellung der Erlaſſe Tech 
der Geſellſchaftsorgane an denſelben zu bewirken iſt. An dieſe Adreſſe erfolgen N 
die Zuſtellungen gültig ſo lange, bis eine andere Adreſſe ſchriftlich bezeichnet 
worden. Betrifft die Hypothek mehrere Betheiligte, ſo haben ſie einen gemein⸗ 
ſchaftlichen Vertreter zu beſtellen, von dem eine Adreſſe ſchriftlich zu bezeichnen 


H 


ift, an welche die Zuſendung erfolgen ſoll. 
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Kündigungs Hypothekenſchuldner find ausnahmsweiſe zur Rückzahlung des Hypotheken 

en: darlehns ohne Kündigung, reſp. nach Beſchluß des Aufſichtsrathes nach drei⸗ 
monatlicher Kündigung, verbunden, zu e. jedoch nur in einem der geſchmälerten 
Sicherheit entſprechenden Theilbetrage: 


a) wenn Schuldner nach $. 6. in Folge Kündigung oder durch Ausſchluß 
aus der Geſellſchaft austritt; 


b) wenn die rückſtändigen Zinſen oder die Amortiſationsrate oder der Ver⸗ 
waltungskoſten- Beitrag, oder die Verzugszinſen oder ſonſtige Koſten oder 
Auslagen an dem auf den Fälligkeitstermin folgenden 1. Juli reſp. 
2. Januar nicht berichtigt find ($. 18.) und dies trotz einmaliger Er- 
innerung nicht in ſpäteſtens 14 Tagen nach Abgang der Mahnung, 
welche durch Poſteinlieferungsſchein dargethan werden muß, geſchehen iſt / 


wenn Schuldner nicht die vorgeſchriebenen Verſicherungen gegen Brand⸗ 
oder Hagelſchaden veranlaßt ($. 19.) 


wenn bei ländlichen Beſitzungen der Schuldner, nachdem es von dem 
Vorſtande verlangt worden ift (ekr. $. 20.), über Düngung, Ausſaat, 
Ernte, lebendes und todtes Inventarium nicht ordnungsmäßig Buch führt, 
oder mehr als das Superinventarium ohne Genehmigung des Vorſtan⸗ 
des verkauft 


wenn aus irgend einem Grunde, ſo auch durch Abbrechen der Gebäude 
oder durch weſentliche Veränderungen an denſelben, der Werth des 
Unterpfandes, im Vergleich zu dem bei Kontrahirung des Darlehns 
angenommenen Werthe, dergeftalt geſunken iſt, daß der noch nicht amor- 
tiſirte Theil des Darlehns nicht mehr genügend ſicher erſcheint (§. 20.); 


f) wenn die Sequeſtration oder Subhaſtation über das verpfändete Grund⸗ 
ſtück oder über einen Theil deſſelben verhängt iſt 
g) wenn Schuldner in Konkurs verfällt, oder außergerichtlich ſeine Zahlun⸗ 
gen einſtellt / 
h) wenn die Geſellſchaft ſich auflöſt und die Liquidation derſelben eintritt. 
Gegen den Beſchluß des Vorſtandes ſteht dem Schuldner in 14 Tagen 
der Rekurs an den Aufſichtsrath zu, bei deſſen Beſcheid es verbleibt. 


§. 24. 


Kapitalrüc Der Schuldner iſt berechtigt, das Darlehn theilweiſe oder ganz, entweder 

zahlungen. in Hypothekenbriefen der Geſellſchaft — jedoch immer nur zu demſelben Zins⸗ 
fuße ausgegebenen, wie ſolche dem Schuldner bei Kontrahirung der Schuld aus. 
gehändigt wurden — in kursfähigem Zuſtande, zum Nominalwerthe, oder in 
baarem Gelde zurückzuzahlen. 
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VI. Abſchnitt. 
Hypothekenbriefe. 


$. 25. 


Die Geſellſchaft entrichtet bei unkündbaren Darlehnen die Valuta dem  Darlehns- 
Darlehnsnehmer nach Wahl des Vorſtandes entweder in baarem Gelde oder in . 
ihren Hypothekenbriefen zum Nominalwerthe. 

Kündbare Darlehne dürfen nicht in Hypothekenbriefen, ſondern müſſen in 
baarem Gelde erfolgen. 


Die Hypothekenbriefe müſſen, nachdem dieſelben mit Nummer und Betrag, Sypotbeten 
und die dagegen validirende Hypothekenforderung in den Büchern der Geſellſchaft N 
regiſtrirt find, von mindeſtens zwei Direktoren und einem Mitgliede des Auf- 
ſichtsrathes unterzeichnet ſein, und dürfen an den Darlehnsnehmer erſt dann 
ausgehändigt werden, wenn das bewilligte Darlehn für die Geſellſchaft in das 
betreffende Hypothekenbuch eingetragen und das darüber ſprechende Hypotheken⸗ 
dokument in dem unter Verſchluß des Aufſichtsrathes zu haltenden Treſor der 
Geſellſchaft niedergelegt iſt. 

Die Hypothekenbriefe werden in Abſchnitten von 1000, 500, 200, 100 
und 50 Thalern und darnach zu bildenden Serien ausgefertigt. Der Darlehns⸗ 
nehmer kann verlangen, daß ein Drittel des Darlehns ihm in Abſchnitten zu 
100 Thalern und darunter gewährt werde. 


$. 26. 


Der Geſammtbetrag aller ausgefertigten Hypothekenbriefe darf den Ge⸗ 
ſammtbetrag aller der Geſellſchaft zuſtehenden unkündbaren Hypothekenforderungen 
zu keiner Zeit überſteigen. Die Mitglieder des Vorſtandes und des Aufſichts⸗ 
rathes find hierfür perſönlich verantwortlich. 


$. 27. 

Für die von der Geſellſchaft auszufertigenden Hypothekenbriefe kommen 
unter Gewährung derſelben Zinſen, welche der Darlehnsnehmer zu zahlen hat, 
nach Wahl deſſelben 4, 43 oder 5 Prozent Zinſen in Anrechnung und werden 
die Hypothekenbriefe dem entſprechend nach dem anliegenden Schema A. aus⸗ 

4 gefertigt. 
$. 28. 


Für die halbjährlich am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres zu zahlen - Zinstuens 
den Zinſen werden nach anliegendem Schema B. für je fünf Jahre Zinskupons, und Talons. 
und nach anliegendem Schema C. ein Talon den Hypothekenbriefen beigefügt. 

7 Nach Verlauf der fünf Jahre werden, gegen Einlieferung des Talons, neue 
Zinskupons und Talons auf je fünf Jahre ausgegeben. 
70 
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Die Zinskupons ſind bei der Kaſſe der Geſellſchaft in Stettin zahlbar. 
Zur Bequemlichkeit der Inhaber wird jedoch dafür geſorgt werden, daß die 
Zinskupons in allen Provinzial- Hauptftädten, ſowie in den Hauptſtädten des 
Auslandes bei bekannt zu machenden Agenten realiſirbar ſind. 

Die nicht abgehobenen Sinfen verjähren zu Gunſten der Geſellſchaft in 
vier Jahren nach dem letzten Dezember des Jahres, in welchem der Fälligkeits⸗ 
termin eingetreten iſt. Dies wird auf jedem Zinskupon vermerkt. 


$. 29. 


1 Die Sicherheit für die Hypothekenbriefe und deren pünktliche Verzinſung 
74 Ag und Auslooſung wird gebildet: 


a) durch die entſprechenden Hypothekenforderungen der Geſellſchaft ($. 26.) 
b) durch den Amortiſationsfonds) 

e) durch den Reſervefonds, 

d) durch das Grundkapital, und 

e) durch das ſonſtige geſammte Vermögen der Geſellſchaft; 

) durch die Solidarhaft ſämmtlicher Genoſſenſchafter ($. 3.). 

Wenn der Gläubiger wegen der fälligen Zinſen, reſp. wegen des Nominal⸗ 
betrages des ihm gekündigten ausgelooſten Hypothekenbriefes von der Geſellſchaft 
nicht pünktlich befriedigt wird, ſo ſteht ihm im ordentlichen Rechtswege gegen 
die Geſellſchaft neben den ſonſtigen Exekutivmaßregeln die Befugniß zu, aus 
denjenigen Hypothekenforderungen, welche die Geſellſchaft für bewilligte Darlehne 
erworben hat und noch eigenthümlich beſitzt, mittelſt gerichtlicher Ueberweiſung 


auf Grund des Geſetzes vom 4. Juli 1822. $. 6. (Geſetz-Samml. S. 178. ff.) 
nach ſeiner Auswahl Befriedigung zu ſuchen. 


F. 30. 


Einlöfung der Der Betrag, um welchen ſich die Summe der zur Sicherheit dienenden 
1 8 Hypothekenforderungen durch Amortiſation, Rückzahlung oder auf andere Weiſe 
vermindert, iſt von den emittirten Hypothekenbriefen aus der Cirkulation zu ziehen. 

In Höhe des Amortiſationsbeſtandes, wie derſelbe planmäßig am Schluſſe 
jeden Jahres vorhanden ſein muß, unter Hinzurechnung der freiwillig geleiſteten 
Amortiſationsbeiträge, werden die einzuziehenden Hypothekenbriefe ausgelooſt und 
beim Eingange mit dem Nominalbetrage baar bezahlt, inſofern ſie mit den noch 
nicht fälligen Kupons und dem Talon in kursfähigem Zuſtande eingeliefert werden. 

Für fehlende Kupons wird dem Einliefernden der betreffende Betrag von 
der ihm zuſtehenden Einlöſungsvaluta in Abzug gebracht. 

Die zur Einlöſung kommenden Nummern, der Termin und Ort der Aus- 
zahlung ſind dreimal, das erſtemal mindeſtens vier Monate vor dem Zahlungs⸗ 
termine, an welchem die Verzinſung aufhört, durch die im $. 4. bezeichneten 
Blätter bekannt zu machen. 8. 21 
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$. 31. 


Die Ausloofung emittirter Hypothekenbriefe erfolgt nach gefonderten Jahred- 
geſellſchaften, welche die in demſelben Jahre emittirten, zu demſelben Zinsfuße 
ausgegebenen Hypothekenbriefe bilden, von dem Vorſtande in Gegenwart des 
Vorſitzenden des Aufſichtsrathes unter Zuziehung des Syndikus, welcher ein 
Protokoll darüber aufnimmt. 

Sind Schuldner mit den Amortiſationsraten im Rückſtande, ſo hat der 
Reſervefonds die nothwendigen Geldbeträge zur Einlöſung der Hypothekenbriefe 
vorzuſchießen. 


Die eingelöſten Hypothekenbriefe werden unter Kontrole des Vorſitzenden 
des Aufſichtsrathes kaſſirt und verbrannt. Der Syndikus der Geſellſchaft nimmt 
über das Geſchehene ein Protokoll in duplo auf, von denen das eine dem Kom⸗ 
miſſarius der Staatsbehörde eingehändigt und das andere im Treſor der Ge⸗ 
ſellſchaft aufbewahrt wird. 

Der etwaige Kommiſſarius der Staatsbehörde iſt vierzehn Tage vorher 
zu der bevorſtehenden Vernichtung der Hypothekenbriefe einzuladen, falls der 
Geſellſchaft ein ſolcher bezeichnet iſt. 

Die Beträge nicht abgehobener Hypothekenbriefe werden nach geſetzlicher 
ee Eigenthum der Geſellſchaft und werden dem Reſervefonds 
zugetheilt. 


x 


$. 32. 


Die Mortifikation verlorener Hypothekenbriefe erfolgt auf Betreiben und 
Koſten des Eigenthümers bei dem Königlichen Kreisgerichte in Stettin. 

Auf Grund des rechtskräftigen Mortifikationsurtheils erfolgt die Ausfer⸗ 
tigung und Ausreichung eines neuen, als Duplikat bezeichneten Hypothekenbriefes 
zu demſelben Kapitalbetrage und unter derſelben Serie und Nummer, mit denen 
der verlorene verſehen war, auf Koſten des Antragſtellers. 


$. 33. 


Hypothekenbriefe, ſowie die davon noch nicht getrennten Kupons und Ta⸗ 
lons, welche durch Vermerke, Beſchädigung oder Befleckung zum Umlaufe nicht 
mehr geeignet erſcheinen, jedoch die Bezeichnung der Nummer, der Serie, des 
Kapitalbetrages und die Unterſchriften noch erkennen laſſen, werden auf Antrag 
des Inhabers nach Erſtattung der Auslagen und Schreibegebühren gegen gleich⸗ 
lautende Exemplare ausgetauſcht. Die Ausfertigung der letzteren geſchieht nach 
dem im $. 25., und die völlige Vernichtung der beſchädigten Exemplare nach 
dem im F. 31. vorgeſchriebenen Verfahren. 


$. 34. 
Eine Mortifikation verlorener oder vernichteter Zinskupons findet nicht ſtatt. 
Demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der Ver⸗ 
jährungsfriſt ($. 28.) bei dem Vorſtande anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
(Nr. 7908.) durch 


Ausloofung 
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durch Vorzeigung des Hypothekenbriefes oder ſonſt glaubwürdig nachweiſet, ſoll 


nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten und bis dahin 
nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. 


F. 35. 


Verloren ge⸗ Auch verlorene Talons werden nicht mortifizirt. Kann der Talon bei 
Talons. Ausgabe der neuen Serie von Zinskupons nicht eingereicht werden, fo iſt der 
Präſentant des Hypothekenbriefes zur Empfangnahme der Kupons für legitimirt 

zu erachten, wenn nicht vorher von anderer Seite gegen die Aushändigung der 

neuen Serie an den Inhaber des Hypothekenbriefes Widerſpruch erhoben iſt. 

Bei ſtreitigen Anſprüchen auf den Beſitz werden die Kupons ſo lange 

zurückbehalten, bis der Streit durch Vergleich oder durch Prozeß entſchieden it 


$. 36. 


Eigenthums⸗ Wegen der Eigenthumsübertragung, der Vindikation, des Außer und 

Uebertragung. Wiederinkursſetzens der von der Geſellſchaft ausgegebenen Hypothekenbriefe finden 
die geſetzlichen Beſtimmungen für die auf jeden Inhaber lautenden Papiere An⸗ 
wendung. 


VII. Abſchnitt. 
Amortiſationsfonds. Verwaltungsfonds. Reſervefonds. 


$. 37. 


Amortiſations- Der Amortiſationsfonds dient zur allmähligen Tilgung der Hypotheken⸗ 
ſonds. forderungen, welche der Geſellſchaft zuſtehen, und wird gebildet: N 


a) durch die regelmäßigen, in halbjährlichen Raten postnumerando zu lei- 
ſtenden Zahlungen von mindeſtens 3 Prozent reſp. 2 Prozent ($. 18. b. 
und 18.1.) pro anno von dem bewilligten Hypothekendarlehne; 


b) durch freiwillige größere Abzahlungen, welche, ſowie die vollſtändige 
Abzahlung ſeiner Hypothekenſchuld, jedem Schuldner jederzeit geſtattet ſind; 


e) durch die für den bereits amortiſirten Theil des Darlehns zu zahlenden 
Zinſen. 


Jedem Grundſtücke wird ein beſonderes Amortiſationskonto eröffnet, auf 
welchem die gezahlten Amortiſationsraten und die etwa geleiſteten Kapital⸗Ab⸗ 
zahlungen vermerkt werden. Dies Konto wird am Schluſſe des Jahres abge⸗ 
ſchloſſen und unter Zuſchreibung von 4 Prozent Zinſen jährlich vom 1. Januar 
des darauf folgenden Jahres ab weitergeführt. Das ſich hiernach ergebende 
Guthaben wird, falls das Kapital vor beendeter Amortiſation abgezahlt werden 
ſoll, dem Schuldner in Anrechnung gebracht. 8. 38 
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§. 38. 

Wenn durch Amortiſation 20 Prozent der Geſammtſchuld abgezahlt find, Tpeit-Lsfgun. 
fo ſteht es dem Beſitzer des belaſteten Grundſtücks frei, eine löſchungsfähige Schub. 
Quittung oder eine Theilceſſion nebſt Zweigdokument auf ſeine Koſten zu ver⸗ f 
langen. Die Geſellſchaft iſt berechtigt, ſich das Vorzugsrecht für ihre Reſtfor⸗ 
derung vorzubehalten, ſowie die von dem Schuldner bisher gezahlten Zinſen 
mit Rückſicht auf den gelöſchten Theil des Kapitals herabzufegen, oder auf 
Wunſch des Schuldners eine neue Beleihung an Stelle des amortiſirten Kapital- 
betrages zu bewilligen. 

An der Pflicht, 2 Prozent reſp. % Prozent ($. 18.) pro anno in halb- 
jährlichen Raten postnumerando vom urſprünglichen Kapitale zur Amortiſation 
fernerweit zu entrichten, wird hierdurch nichts geändert. 


$. 39. 


Die angeſammelten Amortifationsbeiträge bilden ein von dem Grundſtücke 
nicht zu trennendes Zubehör deſſelben, dergeſtalt, daß ſie mit dieſem auf jeden 
neuen nach $. 21. dieſes Statutes von der Geſellſchaft anerkannten Beſitzer über⸗ 

ehen, und ohne daſſelbe nicht an einen Dritten abgetreten werden können. 
Diese Beſtimmungen müſſen in der betreffenden Schuldurkunde vermerkt werden. 


$. 40. 


| Die Beftände des Amortiſationsfonds müſſen, unbeſchadet der Möglich 
keit der ſofortigen Flüſſigmachung, zinsbar und ſicher angelegt werden. 


$. 41. 
Der Verwaltungsfonds wird gebildet: N W 
onds. 
a) aus dem Eintrittsgelde ($. 9.) / 
b) aus den Antragsgebühren ($. 16.) 


e) aus 2 Prozent jährlichem Verwaltungskoſtenbeitrag von dem ge ebenen 
Darlehn ($. 18.); ; 


d) aus den nach F. 46. für die nicht voll eingezahlten Geſchäftsantheile 
ausgeſchiedenen ordentlichen Dividenden; i 


e) durch die von den Beſtänden des Verwaltungsfonds gezogenen Zinſen. 


Aus dieſen Einnahmen werden ſowohl die laufenden jährlichen Ver⸗ 
waltungskoſten gedeckt, als auch die Einrichtungskoſten beſtritten. 


Ueber die Verwendung des Verwaltungsfonds hat endgültig der Aufſichts⸗ 
rath zu beſtimmen. 


(Nr. 7908.) $. 42. 


Reſervefonds. 


Jahresbilanz. 


Lt 


$. 22. 
Der Reſervefonds hat den Zweck, Kapitalverlufte auszugleichen, ſowie 


nicht rechtzeitig eingezahlte Zinſen, Amortiſations⸗ und Verwaltungskoſtenbeiträge 
vorzuſchießen. 1 


Der Reſervefonds wird gebildet: 

a) durch den im $. 46. bezeichneten Antheil am Jahresgewinne; 

b) durch die der Geſellſchaft nach $$. 10. und 13. etwa verfallenen Kapital⸗ 
Einlagen nebſt zugeſchriebenen Dividenden ſäumig geweſener und von 
der Geſellſchaft ausgeſchloſſener Mitglieder; 

c) durch die von den Mitgliedern etwa zu zahlenden Verzugszinſen 
(F. 10. 18.) 


d) durch die Konventionalſtrafen ($$. 10. und 18.); 
e) durch die Ueberſchüſſe des Verwaltungsfonds; 


f) durch die verjährten Dividenden ($. 46.) 

g) durch die Bruchtheile, welche bei Abrundung der Superdividenden übrig 
bleiben ($. 46.) 

h) durch die verjährten Zinskupons der Hypothelenbriefe; 

i) durch die nicht abgehobenen Beträge der ausgelooſten und verjährten 
Hypothekenbriefe nebſt den davon aufgelaufenen Zinſen, 

k) durch 4 Prozent, welches für kündbare Hypothekendarlehne der Schuld- 
ner jährlich zu zahlen hat (F. 18. i.) 

J) durch 3 Prozent reſp. 1 Prozent, welche bei Darlehnen auf ſtädtiſche 
Gebäude ein- für allemal bei Empfang zu zahlen find ($. 18. k.). 

Sobald und fo lange der Reſervefonds 25 Prozent der beſtehenden Hy⸗ 


pothekenforderungen der Geſellſchaft erreicht, werden die ihm ſonſt zufließenden 
Einnahmen dem Jahresreingewinne zugerechnet und nach F. 46. vertheilt. 


Der Reſervefonds muß ſicher und zinsbar angelegt werden; dies darf aber 


in kündbaren Hypotheken reſp. in Beleihung und Erwerbung von Hypotheken⸗ 
forderungen nur mit dem Mehrbetrage geſchehen, welcher 5 Prozent der vor⸗ 
handenen Hypothekenforderungen der Geſellſchaft überſteigt. 


VIII. Abſchnitt. 
Jahresbilanz. Gewinnvertheilung. 


0 §. 43. | 
Die Bilanz wird Ende jeden Kalenderjahres, die erſte am Ende des 


Jahres aufgeſtellt, welches demjenigen folgt, in welchem die Geſellſchaft ihre Ge- 
ſchäfte begonnen hat. 


Zu 


Al r rene Nr 
* . 
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Zu dieſem Zwecke wird eine Inventur aller Aktiva unter gewiſſenhafter 
Ermittelung ihres Werthes am Jahresſchluſſe aufgenommen und dagegen eine 
Aufſtellung der Paſſiva gemacht, in welcher außer den Zahlungsverbindlichkeiten 
der Geſellſchaft aufgeführt werden: 

a) die vor dem Jahresſchluſſe bekannt gewordenen Schäden in Höhe des 
vorausſichtlichen Betrages derſelben unter Berückſichtigung etwaniger 
Prozeßkoſten; 

b) eine Reſerve für die mit dem 2. Januar des nächſten Jahres zur Aus- 
zahlung kommenden, ſowie für die noch nicht abgehobenen, Seitens der 
Geſellſchaft an ihre Gläubiger zu zahlenden, bereits fällig gewordenen 
Zinſen 

e) die von den Hypothekſchuldnern eingezahlten Amortiſationsquoten, nebſt 
den für das betreffende Jahr den einzelnen Amortiſationskonti nach $. 37. 
gut zu ſchreibenden Zinſen; a 

d) eine Reſerve für den etwanigen Aufſchlag bei Einlöſung ausgelooftr _ 
Hypothekenbriefe (§. 66.) / 

e) die etwa nach F. 20. und ſonſt eingezahlten Kautionen. 


Alle durch Einnahmen und Ausgaben gebildeten Konti werden beim Ab» 
ſchluſſe der Bücher durch Gewinn- und Verluſtkonto ausgeglichen. 

Werthpapiere dürfen niemals mit einem höheren, als dem Erwerbskurſe, 
und, wenn der Börſenkurs am Tage der Bilanzaufnahme niedriger als der Er- 
werbskurs iſt, nur zu dem Börſenkurſe in der Bilanz angeſetzt werden. 

Immobilien ſind höchſtens zum Koſtenpreiſe zu veranſchlagen, und von 
den Mobilien jährlich mindeſtens 5 Prozent des Koſtenpreiſes abzuſchreiben. 

Der Ueberſchuß der Aktiva über die Paſſiva bildet das Vermögen der 
SHGeeſellſchaft und, inſoweit daſſelbe das Grundkapital und den Reſervefonds über⸗ 
ſteigt, den Reingewinn des Jahres, welcher nach den Beſtimmungen des 9. 46. 
vertheilt wird. 


$. 44. 

Der Vorſtand hat der von ihm aufzuftellenden und dem Aufſichtsrathe Jahresbericht. 
bis zum Ende Februar des folgenden Jahres zu übergebenden Bilanz einen 
Jahresbericht beizufügen, aus welchem namentlich hervorgehen muß: 

a) die Zahl der während des Rechnungsjahres aufgenommenen und der 
ausgeſchiedenen, ſowie die Zahl der am Jahresſchluſſe vorhandenen Ge⸗ 
noſſenſchafter; 

b) die Zahl und Geſammthöhe ſämmtlicher Geſchäftsantheile und der darauf 
geleiſteten Einzahlungen; 

e) die Zahl und Geſammtſumme der von der Geſellſchaft an Grundbeſitzer 
gewährten Darlehne und der Geſammtwerth des dagegen der Genofjen- 
ſchaft hypothekariſch verpfändeten Grundbeſitzes ) a 

Jahrgeng 1871. (Nr. 7908.) 71 d) die 


Rechnungs⸗ 
Prüfungs⸗ 


Kommiſſton. 


Reviſions⸗ 
bericht und 
Decharge. 


Gewinn⸗ 
vertheilung. 


6̈»!nnt! d 
ch die Zahl und Summe der der Geſellſchaft anvertrauten Depofiten; 
e) der Umfang des Kapitalvermittelungsgeſchäftes; | 


f) die Zahl und der Werth der von der Gefellfchaft eigenthümlich erwor- 
benen und der etwa wieder veräußerten Grundſtücke; 


g) der Umfang des Wechfel-, Lombard⸗ und Effektengeſchäftes 


h) die Summe eingenommener und ausgegebener Verwaltungskoſten, Zinſen 
und Provifionen; 


i) die Zahl und der Geſammtbetrag der emittirten Hypothekenbriefe, unter 
Mittheilung der Zahl und Summe jeder einzelnen Serie derſelben; 


k) die Zahl und die Geſammtſumme der durch die Vermittelung der Ge- 
ſellſchaft veräußerten Hypothekenbriefe. 


$. 45. 


Der Aufſichtsrath wählt aus ſeiner Mitte zwei Delegirte, welche mit ſei⸗ 
nem Vorſitzenden zuſammen die Prüfungskommiſſion für die Bilanz bilden. 

Der Aufſichtsrath ſetzt nach Erſtattung des Reviſionsberichtes die Bilanz 
feſt, ertheilt, ſofern keine Anſtände vorhanden ſind, dem Vorſtande die Decharge 
und erſtattet einer ſpäteſtens im Monat März des neuen Jahres einzuberufenden 
Generalverſammlung Bericht. 

Der Jahresabſchluß wird durch die im $. 4. vorgeſchriebenen Blätter ver⸗ 
öffentlicht. 


$. 46. 


Von dem nach der Bilanz feſtgeſetzten Jahresreingewinne werden zunächſt 
10 Prozent für den Reſervefonds und ſodann für jeden Geſchäftsantheil 55 Ge⸗ 
noſſenſchafter 5 Thaler Dividende ausgeſchieden. 

Für die voll eingezahlten Geſchäftsantheile wird dieſe Dividende den In⸗ 
habern ausgezahlt, für die nicht voll eingezahlten fließt fie in den Verwaltungsfonds. 


Von dem dann noch verbleibenden Reſte werden vertheilt: 


a) 10 Prozent Tantieme an die Direktoren, an den Syndikus und an die 
übrigen Beamten der Geſellſchaft, und zwar nach Ermeſſen des Auf- 
ſichts rathes 

b) 10 Prozent an den Auſſichtsrath, welche unter deſſen Mitglieder derartig 
vertheilt werden, daß der Vorſitzende und der fungirende Rath je drei, 
jedes andere Mitglied je eine Anweſenheitskarte für jede Sitzung, welcher 
ſie beiwohnen, erhalten, und hiernach die Repartition angelegt wird; 

e) 50 Prozent als Superdividende an die Genoſſenſchafter nach Verhältniß 
der gemachten Baareinzahlungen, mögen die Antheile bereits voll ein- 
gezahlt fein oder nicht i 

d) 30 Pro» 
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N 4) 30 Prozent an die Hypothekenſchuldner nach Verhältniß der Höhe der 
| ihnen gewährten Hypothekendarlehne. 

Die nach c. und d. auf jeden einzelnen Betheiligten treffende Summe 
wird jedoch auf je ein Sechſtel Thaler abgerundet und der ſich hierdurch bildende 
Ueberſchuß dem Kapital⸗Reſervefonds überwieſen. 

Die Auszahlung dieſer Tantiemen und Dividenden erfolgt am 1. Juli 
jeden Jahres. 

GBeenoſſenſchafter, welche im Laufe des Jahres beigetreten find, nehmen 
an den Dividenden des Eintrittsjahres nicht Theil. Ebenſo werden zu d. die 
erſt im laufenden Jahre kontrahirten Hypothekenſchulden nicht mit berückſichtigt. 

Dividenden verjähren in vier Jahren von dem auf den Fälligkeitstermin 
folgenden letzten Dezember ab gerechnet und werden dann dem Reſervefonds 
überwieſen. l 

$. 47. 


Wenn in der Bilanz die Paſſiva die Aktiva überſteigen, ſo wird der 
Verluſt zunächſt aus dem Reſervefonds gedeckt. Bei Unzulänglichkeit deſſelben 
aben für den Ausfall die Mitglieder durch außerordentliche Beiträge nach Ver⸗ 
Halt ihrer Geſchäftsantheile aufzukommen ($. 10.). Aus den auf letztere ein⸗ 
ezahlten baaren Beträgen darf der Verluſt nicht gedeckt werden. Der angegriffene 
eſervefonds iſt nach Maßgabe des $. 42. wieder zu ergänzen. 


IX. Abſchnitt. 
Verwaltung und Geſchaͤftsfuͤhrung. 
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$. 48, 1220 

f Die Angelegenheiten der Geſellſchaft werden beſorgt, geleitet, beziehungs- Lerwaltun 5 
weiſe kontrolirt durch: { . “ Beast = 
A. den Vorſtand, = 

B. den Aufſichtsrath, \ 1 

C. die Generalverſammlung, 3 

D. den Syndikus. \ FE 

A. Vorſtand. | 7 

ö 5 

F. 49. 3 


8 


Der Vorſtand beſteht aus drei beſoldeten, von der Generalverſammlung Vorstand. 
gewählten Direktoren. Jeder derſelben muß Mitglied der Geſellſchaft und mit 
wenigſtens zehn Geſchäftsantheilen betheiligt ſein. Die Guthabenbücher darüber 
werden während der Amtsdauer bis nach ertheilter Decharge im Treſor der Ge— 
ſellſchaft niedergelegt. g 

(Nr. 7908.) TAN Einer 
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Einer der Direktoren muß Beſitzer eines ländlichen Grundſtückes, von 
welchem mindeſtens eine jährliche Grundſteuer von 100 Thalern zu entrichten iſt, 
ſein oder geweſen ſein. 

$. 50. 


Der Vorſtand iſt nur beſchlußfähig bei Anweſenheit aller drei Direktoren 
und entſcheidet nach Stimmenmehrheit. 


$. 51. 

Die Direktoren werden in Verhinderungsfällen durch Stellvertreter erſetzt, 
welche der Aufſichtsrath aus der Zahl der Genoſſenſchafter wählt. Die Stell. 
vertreter haben dieſelben Befugniſſe als die Direktoren ſelbſt. 

Beamte der Geſellſchaft können, wenn fie Genoſſenſchafter find, zu Stell⸗ 
vertretern der Direktoren gewählt werden. 


$. 52. 


Alle Direktoren beziehen einen Antheil an der Tantieme (F. 46.) und ein 
feſtes Gehalt nach Maßgabe des von dem Auſſichtsrathe mit ihnen abgeſchloſſenen 
Vertrages. Der Vertrag beſtimmt auch die Zeitdauer, die Bedingungen der 
Anſtellung und die Penſionirung. 


$. 53. 


Die Direktoren, reſp. deren Stellvertreter verwalten mit allen Befugniſſen 
und Obliegenheiten eines Geſellſchaftsvorſtandes die Angelegenheiten der Geſell⸗ 
ſchaft und vertreten dieſelbe nach Außen hin in allen gerichtlichen und außer⸗ 
gerichtlichen Angelegenheiten. 


$. 54. 


Die Legitimation der Direktoren reſp. deren Stellvertreter wird durch das 
über die Wahlverhandlung aufzunehmende Protokoll der Generalverſammlung 
reſp. des Aufſichtsrathes geführt. 

Die Wahlen ſind ſofort beim Gerichte unter Einreichung zweier Abſchriften 
des Wahlprotokolls durch den Vorſtand in Perſon anzuzeigen und fchriftliche 
Erklärungen der Gewählten über Annahme der Wahl beizufügen, wonächſt die⸗ 
ſelben ihre Unterſchrift vor dem Gerichte zu zeichnen, oder die Zeichnung in bes 
glaubigter Form einzureichen haben. 

Die Namen der Direktoren und deren Stellvertreter werden vom Auf— 
ſichtsrathe durch Inſerate in den im $. 4. bezeichneten Geſellſchaftsblättern be— 
kannt gemacht. 


$. 55. 


Die Zeichnung für die Geſellſchaft geſchieht dadurch, daß die Zeichnenden 
zu der Firma der Geſellſchaft ihre Namensunterfchrift hinzufügen. 
Zu 


ä a 
3 Zu allen für die Geſellſchaft rechtsverbindlichen Erklärungen, insbeſondere 
auch zu Vollmachten, genügt die Unterſchrift von zwei Direktoren reſp. deren 
Stellvertreter. Bei Briefen, Erlaſſen oder Bekanntmachungen, durch welche die 
Geſellſchaft keine Verpflichtungen eingeht, iſt die Unterſchrift eines Direktors 
oder deſſen Stellvertreters ausreichend. 
Wenn ein Stellvertreter fungirt hat, ſo kann dritten Perſonen der 
Einwand: ö 
| „es habe der Fall der Stellvertretung nicht vorgelegen“ 
niemals entgegengeſetzt werden. 
Die ſtatutenmäßige Beſchränkung der Befugniſſe des Vorſtandes hat gegen 
dritte Perſonen keine rechtliche Wirkung. Der Vorſtand hat gegen dritte Per⸗ 
ſonen den Nachweis, daß er innerhalb ſeiner Befugniſſe handle, niemals zu liefern. 


$. 56. 


Der Vorſtand ift ermächtigt, einzelne Direktoren oder Stellvertreter, ſowie 
dritte Perſonen zur Ausübung beſtimmter, ihm zuſtehender Befugniſſe zu bevoll⸗ 
mächtigen. Eine ſolche Vollmacht bleibt bei eintretender Aenderung in der Zus 
ſammenſetzung des Vorſtandes ſo lange in Kraft, bis ſie durch einen Beſchluß 
deſſelben widerrufen iſt. 


$. 57. 


Der Vorſtand ſchlägt dem Aufſichtsrathe die Anftellung der erforderlichen 
Beamten und Agenten vor, inſoweit derſelbe nicht von ihm bevollmächtigt wird, 
die Anſtellung ſelbſt vorzunehmen. Ueber die Entlaſſung der Beamten und 
Agenten hat der Aufſichtsrath zu beſchließen, und iſt deſſen Beſtimmung eine 
endgültige. 


$. 58. 


Die Direktoren reſp. deren Stellvertreter können den Sitzungen des Auf- 
ſichtsrathes mit berathender Stimme beiwohnen. 


$. 59. 


Bei feiner Geſchäftsführung hat der Vorſtand die ihm vom Auſſichtsrathe 
ertheilten Inſtruktionen zu beachten und den Beſchlüſſen deſſelben Folge zu leiſten. 


$. 60. 


Auf Beſchluß des Aufſichtsrathes können die Mitglieder des Vorſtandes 
vom Amte ſuspendirt werden. f 


Ihre Entlaſſung kann nur auf Beſchluß der Generalverſammlung erfolgen. 


(Nr. 7908.) N B. Auf- 


Aufſichtsrath. 


B. Aufſichtstath. 


$. 61. 


Der Aufſichtsrath vertritt die Intereſſen der Genoſſenſchafter gegenüber 
dem Vorſtande und überwacht die Geſchäftsführung deſſelben und der geſammten 
erg der Geſellſchaft. Er befteht aus zehn Mitgliedern und zehn Stell- 
vertretern. 


8. 62. 


Jedes Mitglied des Aufſichtsrathes reſp. jeder Stellvertreter muß mit 
mindeſtens fünf Geſchäftsantheilen an der Genoſſenſchaft betheiligt ſein. 


$. 63. 


Die Mitglieder des Aufſichtsrathes und die Stellvertreter deſſelben werden 
auf zehn Jahre durch die Generalverſammlung gewählt. Alljährlich ſcheidet ein 
Mitglied des Aufſichtsrathes und ein Stellvertreter aus. f 

Die Reihenfolge des Austrittes wird während der erſten zehn Jahre durch 
das Loos und ſpäterhin nach der Amtsdauer beſtimmt. 

Die Ausgeſchiedenen ſind wieder wählbar. 

Hört ein Mitglied auf, Genoſſenſchafter zu fein ($. 6.), oder ſcheidet es 
freiwillig aus dem Aufſichtsrathe aus, fo ruft der Vorſitzende des Aufſichtsrathes 
deſſen Stellvertreter ein; es geſchieht dies jedoch nur für den Reſt der Funktions- 
zeit des Ausgeſchiedenen. R 

Ausſcheidende Stellvertreter werden von der nächſten Generalverſammlung 
durch Wahl in gleicher Weiſe erſetzt. 


§. 64. 


Der Aufſichtsrath wählt alljährlich aus ſeinen Mitgliedern ſeinen Vor⸗ 
ſitenden und deſſen Stellvertreter, von welchen Erſterer jederzeit die Befugniſſe 
eines fungirenden Rathes ausüben kann und den Aufſichtsrath ſo lange vertritt, 
als derſelbe nicht verſammelt iſt. 


$. 65. 


Der Aufſichtsrath kann feine Befugniſſe auf längere oder kürzere Zeit an 
eines feiner Mitglieder übertragen. Er beſtellt für das Intereſſe der Geſellſchaft 
einen Syndikus und wählt eines ſeiner Mitglieder zum fungirenden Rathe und 
ein anderes zu deſſen Stellvertreter. 

Der fungirende Rath kontrolirt die Thätigkeit des Vorſtandes, kann den 
Sitzungen deſſelben beiwohnen und ſich von den Angelegenheiten der Geſellſchaft 
unterrichten, ſowie die Bücher und Schriften derſelben jederzeit einſehen. 


7 
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Er revidirt monatlich wenigſtens einmal gemeinſchaftlich mit einem der 
Direktoren und unter Zuziehung eines kaufmänniſch gebildeten Mitgliedes des 
Aufſichtsrathes die Kaffe und das Portefeuille. Er prüft, ob die Hypotheken, 
für welche Hypothekenbriefe ausgegeben werden ſollen, den Beſtimmungen des 
F. 15. entſprechen, hat die Hypothekenbriefe mit zu vollziehen und fi ferner zu 
überzeugen, daß die Hypotheken, auf Grund deren Hypothekenbriefe ausgefertigt 
wurden, auch im Treſor der Geſellſchaft vorhanden find. Er hat überhaupt 
darauf zu achten, daß die Beſtimmungen dieſes Statuts überall befolgt werden. 


Ueber den Befund der Reviſion von Kaſſe und Portefeuille iſt ein Pro⸗ 
tokoll aufzunehmen und von den drei Reviſoren zu unterſchreiben. 


Der fungirende Rath hat außerdem nach dem Schluſſe des jedesmaligen 
Monats innerhalb acht Tagen einen ſchriftlichen Bericht abzuſtatten, welcher ver⸗ 
vielfältigt durch den Vorſtand an die ſämmtlichen Mitglieder des Aufſichtsrathes 
vertheilt wird. 


Der Stellvertreter des fungirenden Aufſichtsrathes vertritt denſelben in 
Verhinderungsfällen. 


$. 66. | 


Der Aufſichtsrath faßt bindende Beſchlüſſe über alle die Gegenſtände, 
welche weder der Generalverſammlung noch dem Vorſtande ausdrücklich vor⸗ 
behalten ſind. 


Insbeſondere gehört zum Reſſort des Aufſichtsrathes: 


a) die Feſtſetzung der von dem Vorſtande zu entwerfenden Geſchäftsordnung 
und Inſtruktionen für die Beamten der Geſellſchaft, der Abſchluß der 
Verträge mit den Mitgliedern des Vorſtandes, die Feſtſetzung der Ge⸗ 
hälter und Gratifikationen aller Angeſtellten, des Syndikus der Geſell⸗ 
9920 der Lokalaufſichtsräthe und anderer für die Geſellſchaft thätiger 

erfonen; 


b) die Ausſchließung von Genoſſenſchaftern nach Maßgabe der $$. 6. und 10. 
dieſes Statutes; 


e) die Beſtätigung von Agenturen, welche von dem Vorſtande beſtellt werden; 


d) die Feſtſetzung der Normen für die Werthſchätzung der zu beleihenden 
ö Grundſtücke ($. 15.) ) f 8 d a 0 


e) Entſcheidungen über Beſchwerden aller Art, namentlich auch die end» 
gültige Entſcheidung über die Annahme der von dem Vorſtande abge⸗ 
lehnten Hypotheken⸗Beleihungsanträge ($. 17.), ſowie bei Beſchwerden 
über die nach $. 23. Seitens des Vorſtandes geforderten Rückzahlungen 
von Hypotheken ⸗Darlehnen; 


f) die Beſtimmung über Gewährung eines Aufſchlages bei Einlöſung aus⸗ 
gelooſter Hypothekenbriefe, welcher zehn Prozent nicht überſteigen darf 
(Nr. 7908.) und 
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und deffen Betrag aus der Jahreseinnahme des vorangegangenen Jah⸗ 
res zu reſerviren iſt; - 


g) die Reviſion und Feſtſetzung der von dem Vorſtande aufgeftellten Jahres- 
rechnung, Inventur, Bilanz und Dividendenvertheilung. 


$. 67. 


Der Aufſichtsrath verſammelt ſich regelmäßig alle Monate einmal, und 
außerordentlich, fo oft der Vorſitzende oder drei feiner Mitglieder, oder der Vor. 
ſtand es verlangen. Tag, Stunde und Ort der Verſammlung in Stettin be⸗ 
ſtimmt der Vorſitzende. Die Einladungen zur Verſammlung erfolgen von dem 
Vorſitzenden mittelſt durch die Poſt zu befördernder Einladungsſchreiben. 

An Stelle von zeitweiſe verhinderten Mitgliedern des Aufſichtsrathes werden 
Stellvertreter einberufen. Ihre Einberufung geſchieht nach der Reihenfolge ihrer 
Wahl (§. 63.). Der Aufſichtsrath iſt beſchlußfähig, wenn mindeſtens drei Mit⸗ 
glieder und unter dieſen der Vorſitzende oder ftatt feiner deſſen Stellvertreter an⸗ 
weſend ſind. Bei Beſchlüſſen iſt Stimmenmehrheit der Anweſenden erforderlich. 
Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorfigenden reſp. deſſen Stell⸗ 
vertreters den Ausſchlag. 


F. 68. 


In den Sitzungen des Aufſichtsrathes wird ein Protokoll geführt und von 
allen Anweſenden unterzeichnet. 


$. 69. 


Bei ſtatthabenden Wahlen erfolgt die Abſtimmung geheim mittelſt Stimm. 
zettel. Ergiebt die erſte Abſtimmung keine abſolute Stimmenmehrheit, ſo kommen 
nur die beiden Wahlkandidaten zur engeren Wahl, welche die meiſten Stimmen 
erhalten haben. Haben zwei oder mehrere eine gleiche Anzahl Stimmen erhalten, 
fo entfcheidet das Loos darüber, wer von ihnen auf die engere Wahl kommt, 
reſp. für gewählt zu betrachten ift, falls es ſich um den letzten Wahlgang handelt. 
Der Vorſitzende zieht das Loos. Wenn er ſelbſt Wahlkandidat iſt, ſo vertritt 
ihn das dem Lebensalter nach älteſte Mitglied unter den Anweſenden. 


$. 70. 

Ausfertigungen im Namen des Aufſichtsrathes müſſen von dem Vor⸗ 
ſitzenden oder deſſen Stellvertreter und einem anderen Mitgliede des Aufſichts⸗ 
rathes unterzeichnet ſein. Die Legitimation der Mitglieder des Aufſichtsrathes 
wird durch das Wahlprotokoll gefuͤhrt. Die Namen dieſer Mitglieder, des Vor⸗ 
fitenden und des Stellvertreters werden in den Geſellſchaftsblättern (§. 4.) ver⸗ 
öffentlicht. 

. 


Mit den Aemtern der Mitglieder des Aufſichtsrathes und der Stellver- 
treter iſt eine feſte Gehaltseinnahme nicht verbunden, dagegen erhalten fie Diäten 
und Reiſekoſten. | Pr 
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N Die ihnen durch ihre Funktionen entſtandenen fonftigen Auslagen werden 
ihnen erſtattet. a 


c 
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Außerdem erhalten ſie nach $. 46. eine Tantieme vom Jahresreingewinne 


der Geſellſchaft. 
C. General verſammlung. 


9. 72. 


Die Generalverſammlung beſteht aus allen Mitgliedern der Geſellſchaft. 


Je fünf Geſchäftsantheile berechtigen zu Einer Stimme. 

Der Beſitzer von weniger als fünf Geſchäftsantheilen hat an und für ſich 
kein Stimmrecht; es können ſich aber verſchiedene Beſitzer von zuſammen fünf 
Antheilen zu Einer Stimme vereinigen. 5 

Kein Genoſſenſchafter kann weder für ſich, noch als Stellvertreter anderer 
Genoſſenſchafter, im Ganzen mehr als zehn Stimmen führen. 

Nur die in den Geſellſchaftsbüchern vermerkten Genoſſenſchafter können in 
der Generalverſammlung erſcheinen oder vertreten werden. 


Es können vertreten werden: 

Handlungshäuſer durch ihre geſetzlich bekannt gemachten Prokuriſten, 

Ehefrauen durch ihre Ehemänner, Wittwen durch großjährige Söhne, 

Minderjährige und ſonſtige Bevormundete durch ihre Väter, Vormün⸗ 
der oder Kuratoren, | 

Korporationen, Inſtitute und Aktiengeſellſchaften durch ihre geſetzlichen 
Vertreter. 

In allen übrigen Fällen kann ein Mitglied nur durch ein Mitglied, nie- 
mals aber durch mehrere Perſonen gleichzeitig, vertreten werden. 

Die eigenhändige Unterſchrift des Vollmachtgebers muß von einer, ein 
Amtsſiegel führenden Perſon beglaubigt ſein. Die Vollmacht iſt ſpäteſtens am 
Tage vor der Generalverſammlung dem Vorſtande zur Prüfung vorzulegen. 

Ueber die Auslieferung der Eintrittskarten zur Generalverſammlung wird 
bei Berufung derſelben das Erforderliche bekannt gemacht. 

§. 73. 

Die Generalverſammlung wird von dem Vorſtande auf Beſchluß des 
Aufſichtsrathes vermittelſt zweimaliger öffentlicher Bekanntmachung in den Gefell- 
ſchaftsblättern ($. 4.) unter Angabe ihres Zweckes berufen. Die erſte Bekannt⸗ 
machung muß mindeſtens 3 Wochen und die letzte mindeſtens 8 Tage vor dem 
Verſammlungstermine geſchehen. 

Die ordentliche Generalverſammlung findet alljährlich im Monat März 
ftatt. Eine außerordentliche Generalverſammlung wird nur einberufen, wenn 
der Aufſichtsrath ſolche für nothwendig erachtet, oder wenn der Vorſtand oder 

Jahrgang 1871, (Fr. 79089 72 min⸗ 
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verſammlung. 
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mindeſtens 30 ſtimmberechtigte Mitglieder, unter Anführung des Zweckes und 
der Gründe, darauf antragen. 
Der Ort der Verſammlung iſt Stettin. 


$. 74. 


Anträge, welche Genoſſenſchafter auf die Tagesordnung der ordentlichen 
Generalverſammlung geſetzt ſehen wollen, müſſen bis zum 1. Januar des Jahres, 
in welchem dieſelbe ſtattfindet, dem Aufſichtsrathe zugeſtellt fein. Verpflichtet iſt 
der Aufſichtsrath, nur ſolche Anträge auf die Tagesordnung zu ſetzen, welche 
von mindeſtens zu 30 Stimmen berechtigten Mitgliedern geſtellt find. 


F. 75. 
Vorlagen für die ordentliche Generalverſammlung ſind: 
a) der Geſchäftsbericht) 
b) die Jahresbilanz; 


e) der Bericht der Prüfungskommiſſion und die Erledigung der von dieſer 
etwa gezogenen Monita / 


d) die Ertheilung der Decharge an den Aufſichts rath 
e) die Wahl der Mitglieder des Aufſichts rathes / 


f) anderweitige Vorlagen des Auffichtsrathes und des Vorſtandes, oder von 
Mitgliedern nach $. 74. geftellte Anträge; 


g) der Ankauf von Grundſtücken zum Zwecke der Geſchäftsverwaltung. 


Die Generalverſammlung hat hierüber in beſchließen und den Aufſichts: 
rath mit entſprechendem Auftrage zu verſehen; die Ausführung reſp. der Abſchluß 
des Vertrages iſt lediglich Sache des Vorſtandes. 


$. 76. 


Den Vorſitz in der Generalverſammlung führt der Vorſitzende des Auf 
ſichtsrathes oder deſſen Stellvertreter. 

Die Beſchlüſſe der Generalverſammlung ſind in ein Protokollbuch einzu⸗ 
tragen, deſſen Einſicht der Staatsbehörde und jedem Genoſſenſchafter geſtattet iſt. 

Die Namen der zur Theilnahme an der Generalverſammlung und Be⸗ 
ſchlußfaſſung berechtigten, wirklich erſchienenen oder vertretenen Mitglieder werden 
durch ein Verzeichniß des Vorſtandes konſtatirt und dem Protokolle annektirt. 

In dem Protokolle find die Gegenſtände der Verhandlungen, die gefaßten 
Wa „ſowie das Reſultat der Wahlen unter Angabe der Stimmenzahl zu 
vermerken. 

Das Protokoll iſt von dem Vorſitzenden, von den anweſenden Mitglie⸗ 
dern des Aufſichtsrathes und von dem Vorſtande, ſowie von drei anweſenden 
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Genoſſenſchaftern, welche auf Vorſchlag de | 


s Vorfikenden mit Zuſtimmung der 
Verſammlung als Skrutatoren fungiren, zu unterzeichnen. 

Die Art der Abſtimmung ſetzt der Vorſitzende feſt. Zu Beſchlüſſen iſt ab⸗ 
ſolute Stimmenmehrheit der anweſenden oder vertretenen Stimmen erforderlich. 
Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. Auf 
Antrag von fünf ſtimmberechtigten Genoſſenſchaftern findet geheime Abſtimmung 
mittelſt ſchriftlicher Stimmzettel ſtatt. 

Abweſende Genoſſenſchafter werden durch Beſchlüſſe der in der Verſamm⸗ 
lung anweſenden ſtimmberechtigten Mitglieder gebunden. 


$. 77. 


u Statutenveränderungen iſt eine Mehrheit von zwei Drittel der an« 
weſenden oder vertretenen Stimmen erforderlich. 

Anträge auf Aenderungen der Statuten, welche nicht vom Aufſichtsrathe 
oder von dem Vorſtande, ſondern von Genoſſenſchaftern ausgehen, müſſen vor⸗ 
her erſt von der Generalverſammlung für zuläſſig erachtet werden, bevor in einer 
ſpäteren Generalverſammlung darüber die definitive Beſchlußfaſſung erfolgen 
darf, es ſei denn, daß der Aufſichtsrath oder der Vorſtand den Antrag zu dem 


ihrigen machen. 
D. Syndikus. 


$. 78. 


Der Syndikus muß ein zum Richteramte qualifizirter Juriſt fein und in Syndikus. 
Stettin ſeinen Wohnſitz haben. Derſelbe fungirt als Beirath in allen Rechts⸗ 
verhältniſſen der Geſellſchaft. Namentlich hat er alle für die Geſellſchaft aud- 
geſtellten Hypotheken ⸗ Obligationen zu prüfen, und ehe dies geſchehen iſt, darf 
der Vorſtand kein Hypothekendarlehn auszahlen. Auch dürfen keine Prozeſſe von 
der Geſellſchaft geführt werden, wenn der Syndikus nicht vorher ſein Gutachten 
abgegeben hat. 

Für alle dieſe Arbeiten im Intereſſe der Geſellſchaft bezieht der Syndikus 
ein mit dem Aufſichtsrathe zu vereinbarendes feſtes Gehalt. 


X. Abſchnitt. 
Aufſicht der Staatsbehoͤrde. 


$. 79. 


Die Staatsregierung kann einen Kommiſſarius zur Wahrnehmung des Auſſſcht der 
Aufſichtsrechtes für beſtändig oder für einzelne Fälle beſtellen. Dieſer Kom. Staatsbehörde. 
miſſarius kann nicht nur allen Sitzungen des Aufſichtsrathes und der General⸗ 
verſammlung beiwohnen, ſondern auch ſolche Sitzungen und Verſammlungen 
berufen, und zu jeder Zeit in allen Büreaus der a von deren Büchern, 
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Rechnungen und anderen Schriftſtücken, ſowie auch von den Kaſſenbeſtänden und 
namentlich von den den emittirten Hypothekenbriefen zu Grunde liegenden Hypo⸗ 
theken⸗Dokumenten der Genoſſenſchaft Einſicht nehmen. ö 
Bevor eine Abänderung des Geſellſchafts vertrages zur Eintragung in das 


* Jabel fe angemeldet wird, iſt die landesherrliche Genehmigung ein⸗ 


zuholen. 


. XI. Abſchnitt. 
Aufloͤſung der Genoſſenſchaft. Liquidation. 


$. 80. 
Auflöfung der Eine Auflöſung der Genoſſenſchaft kann nur auf Grund geſetzlicher Be- 
Genoſſenſchaſt ſtimmungen oder nur zufolge eines in einer außerordentlichen Generalverſamm⸗ 
lung gefaßten Beſchluſſes erfolgen, nachdem in der vorhergegangenen ordentlichen 
Generalverſammlung die Zulaſſung des Antrages zur Beſchlußfaſſung geneh- 
migt iſt. 

5 Der definitive Beſchluß erfordert die einſtimmige Zuſtimmung des voll⸗ 
zähligen Aufſichtsrathes und die Zuſtimmung von mindeſtens zwei Drittel der 
anweſenden oder vertretenen Stimmen. 

Liquidation. Die Liquidation der Genoſſenſchaft erfolgt, falls ſie beſchloſſen wird, nach 
den Beſtimmungen des Genoſſenſchaftsgeſetzes vom 4. Juli 1868. 


XII. Abſchnitt. 
Streitigkeiten über das Statut und die Geſellſchaftsbeſchluͤſſe. 
$. 81. 
Eutſcheidung Alle Streitigkeiten über den Sinn einzelner Beſtimmungen dieſes Statuts, 
über ieitg, ſowie ſpätere Geſellſchaftsbeſchlüſſe werden durch Beſchluß der Generalverſamm⸗ 
wen, lung endgültig entſchieden, und ſteht keinem Genoſſenſchafter dagegen eine weitere 
Berufung offen, indem insbeſondere der Rechtsweg hierüber ausgeſchloſſen iſt. 
XIII. Abſchnitt. 
Uebergangsbeſtimmung. 


ö $. 82. Sr 
Uebergangs⸗ Die Genoſſenſchafter ertheilen den nachſtehend verzeichneten Mitgliedern des 


} ; beſtinmung. erſten Aufſichtsrathes: 


8 Sr. Durchlaucht Wilhelm, Fürſt zu Putbus, 
Herrn Georg von Knebel⸗Döberitz, Regierungsrath a. D. und Landrath 
des Dramburger Kreiſes, . 
Herrn 


Herrn Hermann von Borcke, Rittergutsbeſitzer auf Wangerin B., 
tig Theodor Karbe, Rittergutsbeſitzer auf Blumenwerder bei Falken⸗ 
urg 
Herrn Carl Lange, Poſthalter in Pyritz, 
Herrn Guſtav Hartmann, Apotheker in Wangerin, 
und dem erſten Vorſtande, beſtehend aus: 
Herrn Conſtantin von Dewitz, Major und Ritterſchaftsrath, Ritterguts⸗ 
beſitzer auf Gienow, a 
Herrn Hermann Block, Kaufmann in Stettin, 
Herrn Johannes Thym, Kaufmann in Stettin, 
Vollmacht, die Allerhöchſte Genehmigung zu der Ausgabe von unkündbaren, 
auf den Inhaber lautenden Hypothekenbriefen nachzuſuchen, in die Aenderungen, 
Zuſätze und Modifikationen des Statutes, welche von der Staatsbehörde verlangt 
werden, einzuwilligen und die deshalb erforderliche Urkunde zu vollziehen, der⸗ 
geſtalt, daß jede Erklärung und jede Urkunde, wenn fie auch nur von drei Mit⸗ 


gliedern des erſten Aufſichtsrathes, einſchließlich des Vorſitzenden deſſelben oder 
ſeines Stellvertreters, vollzogen wird, für alle Genoſſenſchafter bindende Kraft hat. 


f 3. März 1870. 
So geſchehen Stettin, am II. Auen 1871 August 1871. 


ie A. 
Hypothekenbrief 


Emiſſion vom Jahre 18. h ae 
Serie ie ee 


National - Hypotheken - Kreditgefellichaft, 
eingetragenen Genoſſenſchaft zu Stettin. 


Hypothetenbrief —A 58 Thaler Preußiſch Kurant, verzinslich mit 
EN Prozent jährlich, in halbjährlichen Raten, am 2. Januar und 1. Juli, 
als Schulddokument ausgefertigt für den Inhaber, ſowohl zur Sicherheit des 
Kapitals als der Zinſen, auf Grund einer Hypothekenforderung von gleichem 
Betrage, unter Verhaftung des geſammten Vermögens der National Hypotheken- 
Kreditgeſellſchaft, eingetragenen Genoſſenſchaft zu Stettin. f 2 
(Nr. 7908.) 5 ie⸗ 


IB En, 


Dieſer Hypothekenbrief ift Seitens des Inhabers unkündbar, Seitens der 
National⸗Hypotheken⸗Kreditgeſellſchaft nach vorgängiger Auslooſung und öffent⸗ 
lichem Aufgebote nach Inhalt des Statuts in ſpäteſtens 56 Jahren einlösbar. 


Stettin, den n 18: : 
National-Hypotheken⸗Kreditgeſellſchaft, 
eingetragene Genoſſenſchaft zu Stettin. 
(Trockenes Siegel.) 


Der Aufſichtsrath. Der Vorſtand. 
fungirender Rath. Direktoren. 
Eingetragen in das Hypothekenbriefs⸗Regiſter a Mr 
Buchhalter. 


Auszug aus dem Statute. 


F. 26. Der Geſammtbetrag aller ausgefertigten Hypothekenbriefe darf den Geſammtbetrag 
aller der Geſellſchaft zuſtehenden unkündbaren Hypothekenforderungen zu keiner Zeit 
überſteigen. Die Mitglieder des Vorſtandes und des Aufſichts rathes find hierfür per- 
ſönlich verantwortlich. 


§. 29. Die Sicherheit für die Hypothekenbriefe und deren pünktliche Verzinſung und Aus- 
looſung wird gebildet: 
a. durch die entſprechenden Hypothekenforderungen der Geſellſchaft (§. 26.); b. durch 
den Amortiſationsfonds; e. durch den Reſervefonds; d. durch das Grundkapital; 
e. durch das ſonſtige geſammte Vermögen der Geſellſchaft und k. durch die Solidar- 
haft ſämmtlicher Genoſſenſchafter ($- 3.). 


6. 30. Der Betrag, um welchen ſich die Summe der pur Sicherheit dienenden Hypotheken- 
forderungen durch Amortiſation, Rückzahlung oder auf andere Weiſe vermindert, iſt 
von den emittirten Hypothekenbriefen aus der Cirkulation zu ziehen. ‚ 

In Höhe des Amortiſationsbeſtandes, wie derſelbe planmäßig am Schluſſe jeden 
Jahres vorhanden fein muß, unter Hinzurechnung der freiwillig geleiſteten Amorti⸗ 
ſationsbeiträge, werden die einzuziehenden Hypothekenbriefe ausgelooſt und beim Ein- 
gunge mit dem Nominalbetrage baar bezahlt, inſofern fie mit den noch nicht fälligen 

upons und dem Talon in kursfähigem Zuſtande eingeliefert werden. 


For; 
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Formular B. 


Zinskupon MW. 


zu dem 
Hypothekenbriefe der National⸗Hypotheken Kreditgeſellſchaft, 
eingetragenen Genoſſenſchaft zu Stettin, 


Emiffiow vom Jahre 18. 
über 


(geſchrieben ····l᷑U·ULOU V- Thaler Preußiſch Kurant, 
ei fen ey here Prozent Zinſen. 


Inhaber dieſes empfängt die halbjährigen Zinſen des oben bezeichneten 
Hypothekenbriefes am 2. Januar (reſp. 1. Juli) 18. 
. Rthl ..... Sgr.. Pf., 


buchſtäblich hh Thalern Silbergroſchen -- Pfennigen, 
bei der Kaſſe der National⸗Hypotheken⸗Kreditgeſellſchaft zu Stettin. 


Der Vorſtand der National-Hypotheken-Kreditgeſellſchaft) 
eingetragenen Genoſſenſchaft zu Stettin. 
(Fakſimile der Direktoren.) 
(Trockenes Siegel.) 


‚( Z *** 33322 


Ausfertigungs MR .. +.» 
Buchhalter. 


En 5 8 verjährt in vi Jahren nach dem 31. Dezember des Jahres, in welchem 
der Fälligkeitstermin eingetreten iſt. g 


For⸗ 
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zu dem 
Sopihelenbrice der National⸗Hypotheken⸗ Kreditgeſellſchaft, 
eingetragenen Genoſſenſchaft zu Stettin, 
SER. 8 
Emiſſion vom Jahre 38... 


über 
BR . Thaler Preußiſch Kurant, 
zu Prozent Zinſen. 


Der Vorzeiger dieſes Talons erhält in Gemäßheit des Statuts der National 
Hypotheken ⸗Kreditgeſellſchaft, eingetragenen Genoſſenſchaft zu Stettin, die für den 


vorſtehend bezeichneten eee nen Pe e für fünf 


„„ Be bei der Direktion 
der Geſellſchaft zu Stettin. 


Der Vorſtand der National- „Hypotheken- Kreditgeſelſchaſt 
eingetragenen Genoſſenſchaft zu Stettin. 


(Fakſimile der Direktoren.) 
(Trockenes Siegel.) 


Buchhalter. 


N Kann dieser Talon bei Ausgabe der neuen Serie von Zinskupons nicht eingereicht 
werden, ſo iſt der Präſentant des Hypothekenbriefes zur Empfangnahme der Kupons für 
legitimirt zu erachten, wenn nicht vorher dagegen Widerſpruch an iſt. Bei ſtreitigen 
Anſprüchen auf den Beſitz werden die ER 0 lange zurückbehalten, bis der Streit durch 


Vergleich oder durch Prozeß entſchieden iſt (§. 35.). 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der et 8 8 Ober⸗Hofbuchdruckerel 
Decker). 


